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schätzung zur Entwicklung der Pressefreiheit. Das Interview ist ab 
Seite 8 zu finden.

Fakten auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen ist nicht immer leicht. 
Renommierte Zeitungen setzen immer häufiger auf eigene Re-
chercheteams, um die Aussagen von Politikern auf Richtigkeit zu 
prüfen. Fachjournalist Albrecht Ude hat sich des Themas ab Seite 
12 angenommen.

Unser Heft bietet aber noch einiges mehr an Informativem und 
Nützlichem: Ab Seite 15 zeigen wir Ihnen den Rundfunk im Wan-
del der Zeit, außerdem geben wir Tipps zum Thema Pressereisen 
(Seite 36). Unser Rechtsberater Olaf Kretzschmar beleuchtet den 
schmalen Grat zwischen Kunstfreiheit und verbotener Schmähkritik 
(Seite 28) und Finanzexpertin Gabriele Krink berichtet auf Seite 34 
über die Auswirkungen der neuen Kleinbetragsrechnungsgrenze 
auf die Steuererklärung.

Wir wünschen Ihnen viel Vergnügen beim Lesen!

Ihre Redaktion des journalistenblatt

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
selten hat eine Journalismusveranstaltung die Teilnehmer zumin-
dest in einer Frage überwiegend einigen können: „#Free Turkish 
Journalists!“ – diesen Appell haben die Veranstalter des IPI-Medien-
Weltkongresses auf die Rückseite des Kongressprogramms dru-
cken lassen. Und immer wieder hielten viele der Teilnehmer de-
monstrativ diesen Appell während der Symposien in die Höhe. 
Eindrucksvollstes Bild hierbei war sicherlich das Auditorium wäh-
rend der Eröffnungsgala: Schirmherr Olaf Scholz, Hamburgs Erster 
Bürgermeister, appellierte an die türkische Regierung, die Medien- 
und Journalistenfreiheit zu respektieren und die inhaftierten Jour-
nalisten, allen voran die beiden Deutschen Deniz Yücel und Meşale 
Tolu, endlich freizulassen. Lesen Sie ab Seite 4 unseren Bericht über 
den Weltkongress 2017 des International Press Institute (IPI), wel-
cher mit Unterstützung von DPV und bdfj dieses Jahr in Deutsch-
land stattfand.

Eng mit unserer Aufmachergeschichte aus Heft 2-2017 verbunden 
ist das Interview mit Giles Trendle. Der Programmdirektor für Al Ja-
zeera English stand unserem Reporter Bernd Lammel Rede und 
Antwort und gibt Einblicke in seine Arbeit, aber auch seine Ein-
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IPI World Congress      2017 in Hamburg

D er Weltkongress startete mit ei-
nem Aufruf zur Solidarität mit 
drei IPI-Mitgliedern und rund 

160 weiteren Journalisten, die derzeit in 
der Türkei inhaftiert sind. Olaf Scholz, Ers-
ter Hamburger Bürgermeister, begrüßte 
die Kongressteilnehmer und betonte die 
Bedeutung der freien Medien für die De-
mokratie: „Die Bemühungen, die Presse-
freiheit zu begrenzen und die Arbeit der 
Journalisten zu behindern, deuten immer 
auf eine Abkehr von demokratischen Re-
gierungsformen hin.“ Unter Bezugnahme 
auf die Türkei bekräftigte er die Forderung 
des deutschen Präsidenten, dass die Regie-
rung der Türkei die Rechtsstaatlichkeit und 
die Medien- und Journalistenfreiheit res-

pektiere und dass der deutsch-türkische 
Journalist Deniz Yücel, die deutsche Journa-
listin Meşale Tolu und alle anderen Journa-
listen, die in der Türkei wegen ihrer Arbeit 
festgenommen wurden, umgehend freizu-
lassen sind. In den aktuellen Diskussionen 
über falsche Informationen und gefälschte 
Nachrichten forderte Scholz eine „Rückbe-
sinnung auf Tatsachen und objektive Be-
richterstattung“. Fact-checking sei „teuer 
und hart, aber darin liegt die große Leis-
tung der Journalisten“.

Carl-Eugen Eberle, Vorsitzender des 
Deutschen Nationalkomitees des IPI, sprach 
auch von der Rolle der Medien bei der Ver-
wirklichung von integrativen Gesellschaf-
ten und zur Förderung der Demokratie. Er 

Das IPI International Press Institute hat zum vierten Mal zu seinem Weltkongress 
nach Deutschland eingeladen. Drei Tage lang bildete die Freie und Hansestadt 
Hamburg den Treffpunkt für Medienschaffende aus aller Welt. Mehr als 300 Jour-
nalisten von Print, Funk, Fernsehen und Online diskutierten Mitte Mai mit 40 aus-
gewählten Medienvertretern in 15 Symposien und Workshops über die Zukunft 
ihres Berufs. „Building the journalism we need – media freedom and quality in 
the digital age“ lautete das diesjährige Motto des Kongresses, welcher mit Unter-
stützung von DPV und bdfj ausgerichtet wurde.
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IPI World Congress      2017 in Hamburg
erinnerte daran, dass seit dem letzten IPI-
Weltkongress in Deutschland fast 30 Jahre 
vergangen sind. Er fand 1989 in Berlin statt, 
als das Land am Vorabend der Wiederverei-
nigung stand und Perestroika Reformen in 
die Sowjetunion und die osteuropäischen 
Länder gebracht hatte. Allerdings bemerkte 
Eberle: „Hoffnungen auf eine bessere Welt 
der stabilen Demokratien, die auf freier 
Presse und unabhängigen Medien basie-
ren, […] haben sich nur teilweise erfüllt.“

Eberle überbrachte Grußworte der 
deutschen Staatsministerin für Kultur und 
Medien, Monika Grütters. Sie sagte, dass 
Deutschland „nicht tatenlos zusehen kann, 
wenn enge Verbündete die demokrati-
schen Grundrechte mit Füßen treten“, und 
sie machte das Versprechen, dass die Bun-
desregierung die Pressefreiheit und die 
Freilassung von eingesperrten Journalisten 
weltweit weiter unterstützen wird.

IPI-Direktorin Barbara Trionfi sagte in 
ihrer Ansprache, dass die Teilnehmer wäh-
rend des Kongresses „die Herausforde-
rungen und die Hindernisse besprechen 
würden, denen der Journalismus gegen-
übersteht, den Kampf um Qualität und Un-

abhängigkeit, der für viele zum Kampf ums 
Überleben geworden ist, und die Notwen-
digkeit der Solidarität mit verfolgten Jour-
nalisten auf der ganzen Welt“. Einer dieser 
Journalisten ist das IPI-Vorstandsmitglied 
und Cumhuriyet-Kolumnist Kadri Gürsel, 
der über 200 Tage in Untersuchungshaft 
wegen angeblicher Terrorunterstützung 
verbracht hat. „Er sollte hier in der ersten 
Reihe sitzen, zusammen mit seinen IPI-Vor-
standskollegen.“ Gürsel ist einer der mehr 
als 160 Journalisten und Medienangestell-
ten, die in der Türkei inhaftiert sind.

Trionfi stellte dann Gürsels Frau Nazire 
Kalkan Gürsel vor, die einen Brief von ihrem 
eingesperrten Ehemann vorlas: „Ich weiß, 
dass das echte Verbrechen, das ich began-
gen habe, die türkische Regierung in der 
Innen- und Außenpolitik sowie seine drü-
ckenden Praktiken stark und effizient zu kri-
tisieren ist“, schrieb er aus dem 9. Block des 
türkischen Hochsicherheits-Gefängnisses 
Silivri. „Der Journalismus in der Türkei wurde 
noch einmal mit der Verhaftung von mir und 
meinen Freunden kriminalisiert, um die Jour-
nalisten einzuschüchtern, die es noch wa-
gen, unabhängig und kritisch zu bleiben.“
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Zum Auftakt des Kongresses disku-
tierten, unter der Moderation des IPI-Vor-
sitzenden John Yearwood, Dr. Alexandra 
Borchardt (Managing Editor, Süddeutsche 
Zeitung), Klaus Brinkbäumer (Chefredakteur, 
Der Spiegel), Joan Chirwa (Chefredakteurin 
und CEO, The Mast, Sambia), Mukund Pad-
manabhan (Herausgeber, The Hindu, Indien) 
und James Stephenson (Nachrichtenchef, 
BBC News and Current Affairs, England) über 
ihre Visionen zur Zukunft des Journalismus. 
Anschließend verliehen das IPI und die IMS 
International Media Support den „IPI Press 
Freedom Hero Award“ an den zurzeit inhaf-
tierten äthiopischen Journalisten und Blog-
ger Eskinder Nega sowie den „Free Media 
Pioneer Award“ an das Afghan Journalists 
Safety Committee.

In insgesamt 15 verschiedenen Sym-
posien drehte sich während des Kongres-
ses alles um die journalistische Zukunft im 

ten. Auf Dündar selbst wurde ein Attentat 
verübt, der Angreifer, der ihn mit einem Pis-
tolenschuss verletzte, wurde aber nach nur 
wenigen Tagen Haft wieder freigelassen. 
Dies zeige, so Dündar, wie wenig das Leben 
eines kritischen Journalisten den Behörden 
in der Türkei wert sei.

Im Rahmenprogramm zeigte die World 
Press Photo Foundation die Gewinner des 
2017 World Press Photo Awards im Verlags-
haus von Gruner + Jahr. G+J-Chefin Julia 
Jaekel und Foundation-Chef Lars Boering 
eröffneten die Ausstellung und begrüßten 
die Gäste. Außerdem öffnete das Nachrich-
tenmagazin Der Spiegel seine Pforten und 
gewährte den Teilnehmern einen Blick in 
den Redaktionsalltag von Deutschlands äl-
testem Nachrichtenmagazin.

Der nächste IPI-Weltkongress findet im 
kommenden Jahr voraussichtlich in Nigeria 
statt.�

digitalen Zeitalter. Ob es um das Verhält-
nis zwischen Medienagenturen, Social-Me-
dia-Anbietern oder News-Suchmaschinen 
geht, wie es um den Qualitätsjournalis-
mus in unsicheren Zeiten oder wie es um 
die Wahrheitsfindung in Zeiten von Propa-
ganda und PR-News steht, die Themen wa-
ren vielfältig. 

Neben Inhaltlichem ging es aber auch 
um ganz praktische Neuerungen: Dirk Zei-
ler von next media accelerator, einer auf 
Start-Ups der Medienbranche spezialisier-
ten Gründungsberatung, zeigte anhand 
zahlreicher Beispiele, wie sich die Medien 
unter Zuhilfenahme neuer Technologien 
am Markt positionieren können.

Der ehemalige Chefredakteur der türki-
schen Zeitung Cumhuriyet, Can Dündar, be-
richtete auf einem der Panels von seinen 
Erfahrungen mit türkischen Sicherheitsbe-
amten im Umgang mit kritischen Journalis-
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  ?   Würden Sie lieber bei einem euro-
päischen Sender arbeiten?
  !   Nein, meine Entscheidung gibt mir 
die Chance, die Welt aus einer umfassen-
deren Perspektive zu sehen. Nicht so ein-
geschränkt oder gar verdreht wie in den 
westlichen Medien. Ich kann mit einer Or-
ganisation arbeiten, die bereit ist, tiefer in 
die Berichterstattung einzutauchen und 
umfassender auf diese wichtige und faszi-
nierende Region zu schauen und dabei mit 
der ganzen Komplexität und ohne Stereo-
typen und Vereinfachungen zu agieren.
 ?   Wie groß war die Herausforderung, 
einen Job bei Al Jazeera anzunehmen?
  !   Es war eher ein sehr natürlicher Schritt, 
nachdem ich vorher schon so lange im Na-
hen Osten war. Ich drehte wenige Wochen 
nach dem Fall von Saddam Hussein einen 
Film im Irak. Ich verbrachte drei Monate 
dort und bekam einen Anruf von Al Jazeera. 
Sie hatten über einen Kollegen von mir ge-
hört. Wir trafen uns mehrmals zum Kaffee, 
und irgendwann hieß es, da gibt es einen 
Job bei Al Jazeera Arabisch. Für mich war es 
naheliegend zuzusagen. Ich lebte schon so 
lange als Journalist im Nahen Osten und 
war nicht einer von denen, die schnell rein- 
und wieder weggehen. Das ist ein ent-
scheidender Unterschied.
 ?   Also nicht wie Korrespondenten, die 
aus einem Hotel im Nachbarland be-
richten, was im Gaza-Streifen passiert 
sein soll?
  !   Nein, ich war mit den Libanesen im 
Luftschutzkeller, und wir haben alles mitei-
nander geteilt.
 ?   Al Jazeera hat durch Sie den Vorteil, 
einen Kenner des Übersee-Publikums 
zu beschäftigen. Üblicherweise berich-
tet ein Nachrichtenkanal für die eigene 
Bevölkerung im Herkunftsland. Hier 

sendet ein kleines Land Nachrichten 
für die Welt. Wo liegt der Unterschied 
zwischen den Strategien von Al Jazeera 
und denen der traditionellen europäi-
schen oder US-Nachrichtenkanäle? 
  !   Wir sind ein internationaler Nachrich-
tenkanal. Wir sind selbst international. In 
unserem Newsroom erleben Sie die Di-
versität unserer Belegschaft, die multilin-
gual und multikulturell im besten Sinne ist. 
Diese Diversität durchdringt das Team und 
unseren Inhalt. Ein früher Slogan von uns 
lautete „voice of the voiceless“ (Stimme der 
sprachlosen Massen). Er wurde oft kopiert. 
Als wir das Programm starteten, ging es 
darum, eine alternative Sichtweise zu den 
Mainstream-Medien wie BBC, CNN oder 
auch Deutsche Welle zu schaffen. An erster 
Stelle stehen unsere redaktionelle Qualität 
und die Standards. Es ist unsere Perspek-
tive, die Geschichten von unten nach oben 
zu erzählen; aus dem Blickwinkel der Men-
schen, über die wir berichten. Wir schauen 
nicht von oben auf sie herab. Deshalb ha-
ben wir so viele Büros vor Ort. Dort finden 
und hören wir die Menschen, die im Mittel-
punkt unserer Geschichten stehen. Das ist 
unser redaktionelles Ethos und unsere Mis-
sion. In Bezug auf die Sprache haben wir in 
diesem Kanal Englisch gewählt, aber es gibt 
einen Unterschied beispielsweise zur BBC. 
Wir würden nicht ausführlich über Hoch-
zeiten der Royals wie zwischen Prinz Wil-
liam und Kate Middleton berichten. Das 
hat keine Bedeutung für uns. Es wäre keine 
Schlagzeile bei Al Jazeera, höchstens eine 
kleine Nachricht. Es wäre Nummer fünf von 
sechs in unserem Bulletin; vielleicht nicht 
einmal das. Wir sind international im Sinne 
der Signifikanz des Zeitgeschehens.
 ?   Es ist auffällig, dass Al Jazeera unge-
wöhnliche Themen aufgreift. Ich erin-

nere mich beispielsweise an einen Bei-
trag über Buschpiloten in Südamerika. 
Wie entwickeln Sie ein Gespür für sol-
che sonst eher vernachlässigten Sujets?
  !   Wir konzentrieren uns darauf, die Cha-
raktere für solche Geschichten zu finden. 
Wir möchten nicht Storys über Menschen 
erzählen. Sie sollen ihre Geschichte selbst 
erzählen. Sie nehmen ihr eigenes Story-
telling in die Hand. Der Stoff kann alles 
sein. Wenn wir einen starken Charakter fin-
den, der eine Geschichte erzählen kann, ist 
das wie Gold. Wir möchten aus Menschen 
keine Opfer machen und sie nicht in einer 
Opferrolle ohne Rückhalt zeigen. Wir finden 
Menschen, die Besitzer ihrer eigenen Ge-
schichte sind. Sie könnten verzweifelt sein 
und tatsächlich Opfer von Umständen sein, 
aber sie können bei uns die Möglichkeit 
nutzen, ihre Geschichte selbst zu erzählen. 
So beginnen wir immer unsere Arbeit mit 
den Menschen in unseren Geschichten. Die 
Buschpiloten aus Ihrem Beispiel fliegen von 
Bolivien nach Kolumbien, erzählen ihre Ge-
schichte selbst und sind dabei authentisch. 
Wir stehen für diese Authentizität. 
 ?   Können Sie uns anhand von Beispie-
len wie The Listening Post oder Inside 
Story Ihre Programmstruktur erklären?
  !   Neben den wiederkehrenden Nach-
richtensendungen haben wir verschie-
dene Formate. Da sind Talkshows wie In-
side Story, die täglich das Zeitgeschehen 
behandelt, oder Stream, die die Konver-
sation in den sozialen Medien reflektiert. 
Da gibt es noch upfront, präsentiert vom 
preisgekrönten Journalisten Mehdi Hasan. 
Dann haben wir Magazine wie The Liste-
ning Post. In einer halben Stunde gibt es 
mehrere Geschichten über die Medien. Wir 
haben das vor zehn Jahren begonnen und 
sehen heute wie nie zuvor, dass es wich-

In Katar gilt die Scharia. Katar steht zudem in dem Ruf, nordkoreanische Leiharbeiter zu beschäftigen 
und Al-Qaida-Sympathisanten Unterschlupf zu gewähren. Katar ist aber auch Stammsitz des Nachrichten
senders Al Jazeera. Warum ausgerechnet ein Nachrichtensender aus einem „Unrechtsstaat“ demonstriert, 
wie Journalismus geht, zeigt Bernd Lammel im Gespräch mit dem Programmdirektor für die englischen 
Kanäle, Giles Trendle, auf. Im Video auf nitromagazin.com.

Die politische Umwelt 
ist vergiftet

N VIDEO
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tig ist, die Medien zu analysieren. Es ist ein 
Blick in Gesellschaften durch das Prisma 
der Medien. Es gibt die Magazinsendung 
Earth Rise, die sich auf Umwelt und Klima-
wandel konzentriert. Ein weiteres Genre 
sind unsere Dokumentationen, die auf 30 
Minuten oder eine Stunde angelegt sind. 
Manche sind Serien. Wir haben ein sehr 
starkes Ressort für Dokumentationen und 
gewannen erst kürzlich einige Auszeich-
nungen beim New Yorker Filmfestival. Da 
gibt es eine ganze Reihe interessanter Sen-
dungen. Eine davon ist Witness, das auf 
starke Charaktere baut. Außerdem haben 
wir 101 East, People & Power, Fault Lines und 
mehr. Wir investieren viel in investigative 
Formate. Sie sind für uns sehr wichtig. Die 

Struktur besteht aus Talkshows, Magazi-
nen und Dokumentationen.
 ?   Manchmal zieht es Europäer immer 
wieder an einen fernen Ort, wo sie prä-
gende Erlebnisse hatten. Einige verlie-
ben sich regelrecht. Hatten Sie genau 
dieses Fernweh?
  !   Ja, ich bin in den 1980er-Jahren lange 
im Libanon gewesen. Meine Rückkehr nach 
Großbritannien war ziemlich schwierig. Ich 
hatte einen umgekehrten Kulturschock. In 
Beirut hatte ich gelernt, mit Autobomben, 
Straßenkämpfen der Milizen und dem stän-
digen Risiko, entführt zu werden, zu leben. 
Schon nach einem Jahr, als ich zu einem 
Kurzbesuch nach London kam, war ich für 
meine Familie und Freunde fremd gewor-

den. Ich hatte das Bedürfnis, ihnen meine 
Erlebnisse zu erzählen. Es gab wenig Inter-
esse an den Details. Hauptsächlich wurde 
eher über den Preis von einem Liter Milch 
diskutiert oder worüber auch immer. Es fiel 
mir sehr schwer, mich wieder im täglichen 
Leben zu justieren. Ich pendelte in den fol-
genden Jahren zwischen London und Beirut. 
Dann gab es eine Phase von ununterbroche-
nen zweieinhalb Jahren im Libanon. Es war 
die blutige Zeit voller Spannungen, in der 
der Bürgerkrieg schließlich endete. Ich erlitt 
eine posttraumatische Belastungsstörung. 
Meinen Körper verließen die Kräfte, eine Kör-
perhälfte war paralysiert. Es hat lange ge-
dauert, bis ich mich erholte. Ich habe viel da-
rüber nachgedacht, was ich durchgemacht 
hatte. Aber ich gehörte zu den Glücklichen, 
die das Land verlassen konnten.
 ?   Die Welt wandelt sich immer schnel-
ler. Das zeigen die Wahlen in den USA, 
Frankreich oder das Referendum in der 
Türkei. Kriege werden geführt, und poli-
tische Konflikte scheinen unlösbar. Wie 
erleben Sie den gesellschaftlichen Wan-
del im globalen Umfeld, und was be-
deutet diese Entwicklung für den Jour-
nalismus, wie Sie ihn betreiben?
  !   Wir sprechen viel vom Klimawandel. 
Ich sehe auch einen sozioökonomischen 
Klimawandel. Unsere Gesellschaften wer-
den immer gespaltener, mehr vergiftet und 
wahrscheinlich intoleranter. Rassismus ist 
auf dem Vormarsch. Unsere Aufgabe ist, ein 
größeres Maß an Verständigung und Ein-
blick in Prozesse durch Information zu bie-
ten. Ich sehe die Zivilgesellschaften gespal-
tener denn je. Wir sehen das in Europa, in 
Amerika und im Nahen Osten. Die politi-
sche Umwelt ist vergiftet. Als Journalisten 
müssen wir so wahrhaftig wie möglich be-
richten; ausgeglichen, neutral und fair sein. 
Wir müssen die Pluralität der informierten 
Meinung in einer Welt pflegen, die zuneh-
mend für Journalisten gefährlich wird. Die 
Medien sind Angriffen sowohl verbal als 
auch physisch ausgesetzt. Der Präsident 
der USA nennt die Medien Feinde des Vol-
kes. In Sachen physischer Gewalt hat ge-
rade Al Jazeera all die Jahre bittere Erfah-
rungen machen müssen. Kollegen von uns 
wurden getötet, ins Visier genommen, schi-
kaniert, verhaftet und ins Gefängnis ge-
steckt. So wurden wir große Verfechter der 
Pressefreiheit. Ohne Pressefreiheit gerät 
Demokratie in Gefahr. �

Das Gespräch führte  
Bernd Lammel

Der Programmdirektor für Al Jazeera English, Giles Trendle, stammt aus London
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Lügen wie gedruckt
von Shams Ul-Haq

Pressefreiheit gilt als relativer Begriff. Auch in Ländern, in denen für Berichterstatter kaum Gefahr 
besteht, morgens um fünf von der Polizei Besuch zu bekommen, um hinterher Hämatome zu zählen, 
können Journalisten nicht blauäugig der Wahrheit frönen, wenn sie ihren Job behalten wollen. 

W enn der Chefredakteur vom 
regionalen Tageblatt weiß, 
dass der örtliche Bauunter-

nehmer den rumänischen Arbeitern ihre 
Hungerlöhne schuldig bleibt, beschweigt 
er das Thema im Blatt. Die Immobilienan-
zeigen könnten sonst leiden, und der örtli-
che Fußballclub, dessen Vorstand man ange-
hört, müsste auf den Zuschuss des Mäzens 
für den Kunstrasenplatz verzichten. 

In einem Land wie Nord-Korea dürfte die 
schreibende Zunft hingegen keinerlei Spiel-
raum genießen, dafür aber einen lauen Job. 
Hat man einen Artikel zum Lob des Führers 
notiert, braucht man später nur noch die 
Versatzstücke zu variieren. Im jüngsten Län-
der-Ranking von „Reporter ohne Grenzen“ 
liegt Nord-Korea in Sachen Pressefreiheit als 
Schlusslicht auf Platz 180. Deutschland liegt 
mit Platz 16 sogar hinter Ländern wie Jamaika 
oder Costa Rica in der Tabelle, die Norwe-
gen vor den anderen skandinavischen Län-
dern anführt. 

Indien, Position 136, gilt als Land mit den 
freiesten Medien in Südostasien. Wer es in 
einem indischen Provinznest wagen sollte, 
von einer Fabrik zu schreiben, dessen Eigen-
tümer die Umwelt versaut und die Angestell-
ten ausbeutet, riskiert zwar nicht unbedingt 
einen Besuch der Geheimpolizei, dafür aber 
die Begegnung mit unangenehmen Zeitge-

Wahlen diskreditieren. Die Religion spielt in 
dem Kontext immer eine Rolle, vor allem der 
Dauerstreit zwischen Hindus und Muslimen 
bleibt nicht ungenutzt. Da wirft man einem 
hinduistischen Abgeordneten gerne mal vor, 
er habe in seinem Bezirk die Schlachtung ei-
ner Kuh vertuscht, um den Muslimen nicht 
die Stirn bieten zu müssen. 

Eine andere Methode der gelenkten 
Nachricht wirkt raffinierter. Metaphorisch 
gesprochen: Man lässt einen Killer auf sich 
schießen, knapp vorbei. Ein Provinzpolitiker, 
der sich als zu unbekannt für seine Position 
wähnt, bezahlt, dass ihm ein Journalist in ei-
ner Talkshow verbal gegen das Schienbein 
tritt. Ein beliebter Scheinvorwurf: Bestech-
lichkeit und Geld ins Ausland verschoben zu 
haben. Das garantiert über Tage mediale Auf-
merksamkeit. Schließlich stellt sich seine Un-
schuld heraus. Eine Methode, die in Deutsch-
land zu riskant wäre, weil hier gilt „irgendwas 
bleibt immer hängen“. In Indien ist das kein 
Kriterium, denn niemand geht davon aus, 
dass sich irgendwer in der Gesellschaft durch-
gängig regelkonform verhält.�

nossen. Warum die ihn auf offener Straße zu-
sammenschlagen, weiß der Journalist, auch 
ohne zu fragen, falls er bei Bewusstsein bleibt. 
In Indien gilt die Pressefreiheit aber auch aus 
ganz anderen Gründen als besonders relativ. 

Für das Sprichwort „Der lügt wie ge-
druckt“ gibt es kein Adäquat. Journalisten 
genießen eine weit höhere Reputation als 
hierzulande. Das lässt sich aus der Histo-
rie des Landes ableiten. Staatsgründer Ma-
hatma Gandhi arbeitete schließlich ebenfalls 
als Journalist. Während in westlichen Ländern 
die Zeitungsauflagen seit Jahren sukzessive 
in den Keller gehen, erfreuen sich die indi-
schen Verlagshäuser am Gegenteil. Auch die 
rund 400 Nachrichtensender prosperieren 
zum größten Teil. 

Und nicht alle finanzieren sich nur über 
die Werbung. Wer als Politiker medial in den 
schönsten Farben gezeichnet werden will, 
dem braucht kein Coup gelungen sein, keine 
Bewältigung einer staatsgefährdenden Krise, 
er muss noch nicht einmal mit einem Mana-
ger des Medienkonzerns in der Studentenver-
bindung Arrak gekippt haben, den landesüb-
lichen Schnaps. 

Berichte sind in Indien käuflich. Sie ha-
ben einen Marktpreis wie Reis oder Baum-
wolle. Vor kurzem erzählte mir ein Journalist 
aus Neu-Delhi, im Verlag habe er die Aufgabe, 
zwei Politiker mindestens einmal die Woche 
hochzujubeln, auch mit Leitartikeln. Bezahlt 
wird entweder direkt in bar an den Eigen-
tümer, oder der Minister eines Bundesstaats 
sagt zu, über eine seiner Firmen Werbung zu 
schalten. Indische Minister sind fast immer 
auch Akteure der Privatwirtschaft. 

Auf Hessen übertragen hieße das: Fast all-
abendlich berichten die Regionalnachrichten 
von HR und RTL zu Beginn der Abendschau, 
wie Wirtschaftsminister Tarek Al-Wazir in Kas-
sel eine Ausbildungswerkstatt besucht oder 
in Heppenheim den neuen Riesling verkostet. 
Al-Wazir gehöre eine Schokoladenfabrik, de-
ren Spots für Süßkram ständig liefen. 

Üblich ist es auch, Artikel und Meldun-
gen zu kaufen, die den Gegenkandidaten bei 

Berichterstattung gegen Bezahlung – 
in indischen Medien ist dies wohl ein 
gängiges Geschäftsmodell 
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Shams Ul-Haq ist freier Journalist und 
Experte auf dem Gebiet des Terrorismus. 
Er ist Buchautor („Die Brutstätte des 
Terrors“, SWB Media Publishing) und als 
freiberuflicher Journalist u. a. für N24,  
Die Welt oder Focus unterwegs. Für das 
Journalistenzentrum Deutschland orga- 
nisiert er als Fachgruppenleiter Internatio-
nale Beziehungen unter anderem Presse- 
reisen nach Pakistan und Afghanistan.
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G emeinsam mit zahlreichen an-
deren Presseverbänden be-
gleitet und beobachtet das  In-

ternational Press Institute (IPI) den Prozess. 
Denn schließlich sitzt mit Kadri Gürsel, Ko-
lumnist der Cumhuriyet, auch ein Vorstands-
mitglied des IPI auf der Anklagebank. Ihm 
wird vorgeworfen, eine terroristische Orga-
nisation unterstützt zu haben, ohne gleich-
zeitig deren Mitglied zu sein. Der Prozess ist 
einer der bedeutendsten in der Türkei, wel-
che die Zensur, ironischerweise, offiziell am 
24. Juli 1908 abgeschafft hat.

In seiner Anklageerwiderung vertei-
digte Gürsel die Integrität seines Werkes 
und zerlegte die individuellen Anschuldi-
gungen gegen ihn. IPI und andere Beob-
achter halten die Anschuldigungen für poli-
tisch motiviert und sehen darin Vergeltung 
für Gürsels Kritik an der türkischen Regie-
rung. So wird ihm unter anderem vorge-
worfen, mit mehr als 100 Terrorverdächti-
gen in Kommunikation zu stehen. Diese 
Zahl widerlegte er und sagte darüber hin-
aus: „Es sollte nicht vergessen werden, dass 
Journalisten neugierige Menschen sind 
und dass sie [im Laufe ihrer Arbeit] ganz un-
terschiedliche Menschen treffen. Diese Ak-
tivitäten können kein Verbrechen sein und 
dürften in einer Demokratie nicht bestraft 
werden. So etwas nennt man  Journalismus, 
und Journalismus ist kein Verbrechen!“

Journalismus wird kriminalisiert
Die laufende Verhandlung hat ein großes 
internationales Medienecho und viel Kri-
tik von zahlreichen politischen Institutio-
nen hervorgerufen. In Nordamerika werden 
die Gerichtsverfahren unter anderem von 
der New York Times, der Washington Post, 
der Los Angeles Times, CNN und der Cana-
dian Broadcasting Corporation (CBC) beglei-

werden, die Kritiker dieser Regierung zum 
Schweigen zu bringen“.

Wie lange der Prozess dauern wird, war 
bei Redaktionsschluss unklar. Experten ge-
hen davon aus, dass es sich um Monate han-
deln kann. Vertreter von DPV und bdfj sitzen 
im Vorstand von IPI-Deutschland. �

Weitere Informationen zum  
Prozessverlauf:
IPI International Press Institute,  
https://ipi.media/cumhuriyet-trial- 
background-and-resources/
Reporter ohne Grenzen  
(reporters sans frontiers), www.rsf.org
PEN International:  
www.pen-international.org
European Centre for Press and Media 
Freedom (ECPMF), www.ecpmf.eu

tet. „Dieser Fall handelt von der Kriminalisie-
rung des Journalismus“, sagte IPI-Direktor 
für Recht und Kommunikation, Steven M. 
Ellis, gegenüber CNN. „Es geht darum, die-
jenigen zu bestrafen, die frei sprechen. Und 
wenn es hier und heute funktioniert, wer-
den sie es wieder tun, wieder und wieder“, 
warnte er.

In Deutschland bezeichneten die Re-
daktionen von Deutsche Welle, Süddeut-
sche Zeitung und Spiegel Online die faden-
scheinigen Beweise, die in den Anklagen 
verwendet wurden, als Teil von Präsident 
Erdoğans „hartes Durchgreifen nach dem 
Putschversuch“. Ellis verurteilte den Fall als 
„symbolisch für das, was in der Türkei ge-
schieht“ und sagte, dass offensichtlich 
„Journalismus kriminalisiert wird und po-
litisch motivierte Anklagen dazu genutzt 

IPI-Vorstandsmitglied Kadri Gürsel bei seiner Anklageerwiderung vor dem Gericht 
in Istanbul

This is journalism, and  
journalism is not a crime!
von Christian Laufkötter

Die Welt blickt in dieser Zeit sehr oft Richtung Bosporus. Die Berichte über festgenommene Mitarbeiter 
von Zeitungen und Menschenrechtsorganisationen häufen sich. Ihnen wird vorgeworfen, entweder 
terroristische Gruppierungen zu unterstützen oder sogar selbst Mitglied einer solchen Gruppierung zu 
sein. Am 24. Juli startete in Istanbul der Prozess gegen 17 inhaftierte Mitarbeiter der letzten noch  
unabhängigen Zeitung Cumhuriyet. 
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Fact Checking:  
Suche nach der Wahrheit
von Albrecht Ude

Fact Checking, das beweiskräftige Überprüfen von Tatsachen, ist eine journalistische Kernkompetenz. Sie gilt als 
Königsweg gegen Fake News. Aber sie wird Arbeit für Experten bleiben. Zum Teil kann man das automatisieren, 
aber nicht demokratisieren. Und die Verbreitung falscher Nachrichten wird es geben, solange sich das propagan
distisch oder wirtschaftlich lohnt. Der Nährboden ist das Problem. Und der Teufel steckt wie stets im Detail.

F act Checking ist wahrscheinlich 
jene Spielart des Journalismus, die 
zurzeit am meisten angesagt ist. 

Und auch wieder mit Stolz betrieben wird. 
Lange Zeit wurde diese journalistische Fä-
higkeit wenig beachtet und auch vernach-
lässigt. Aus gutem Grund findet Faktenprü-
fung jetzt wieder Beachtung, schließlich gilt 
das Hinterfragen von Behauptungen, ob sie 
wahr oder falsch sind, als Königsweg gegen 
die allgegenwärtigen Fake News. Wie Isabel 
Hülsen im Spiegel schreibt, hat die New York 
Times nach dem Amtsantritt von Donald 
Trump „extra eine Redakteurin angestellt, die 
laufend den Wahrheitsgehalt seiner Aussa-
gen prüft. Ihre Rubrik heißt ‚Fact Check’.“ [1]

Die Rubrik ist sehr lesenswert. Die Be-
hauptungen von Trump werden inten-
siv und nachvollziehbar überprüft und mit 
„This needs context“, „This is misleading“ und 
auch als „False“ gekennzeichnet. Die New York 
Times beschreitet damit den richtigen Weg: 
Da muss eine Expertin ran.

Eine Expertin, die auch weiß, was nicht ihr 
Job ist: Fact Checking ist kein Opinion-Che-
cking und kein Blocking von Hate-Speech. 
Es ist das Überprüfen von Fakten, nicht mehr. 
Nicht das von Meinungen (Opinions). Die 
sind, so krude sie sein mögen, gesetzlich ge-
schützt. Nur dann, wenn die Meinungen auf 
beweisbar unrichtigen Fakten gründen, kann 
man ansetzen. Hate-Speech, der Aufruf zu 
Straftaten oder die schlichte Beleidigung, das 
ist ein Fall für den Staatsanwalt. Nur dann, 
wenn die Hater Behauptungen vorschieben, 
kann man mit Faktenprüfung versuchen, sie 
zu falsifizieren, also zu beweisen, dass die Be-
hauptungen falsch sind.

Aber schon wenn man sich auf die reine 
Prüfung von Fakten beschränkt, hat man 
viel zu tun. Ein anschauliches Beispiel dafür 

dienen nicht nur die Faker (die man sperren 
kann), sondern auch die Plattformen, auf de-
nen sie die Fakes präsentieren. Prominent 
sind hier Facebook und Google zu nennen. 
Beide Konzerne sind werbungsgetrieben. Sie 
verdienen ihr Geld damit, dass Menschen die 
von ihnen beschickte Werbung ansehen. Ob 
sie dabei Fake News lesen oder gut recher-
chierte Nachrichten – den Konzernen kann 
das egal sein.

Fake News mit Gesetzen beikommen 
zu wollen, das wird immer eine halbher-
zige Sache sein. Ein Eigeninteresse der Kon-
zerne wird das nur sekundär sein. Wer an der 
Verbreitung von falschen Nachrichten oder 
Hate-Speech mitverdient, der hat halt nicht 
den besten Ruf. Jüngst präsentierte Unter-
nehmenszahlen des Google-Mutterkonzerns 
Alphabet zeigen, dass Google die Cash-Cow 
des Konzerns ist [3]. Und das heißt in wirt-
schaftlicher Hinsicht: der Verkauf von Anzei-
gen. Daher kommt das Geld.

Und genau da tut es folglich den Konzer-
nen weh. So weh, dass sie sich bewegen. Im 
März hatte die zum Alphabet-Imperium ge-
hörende Videoplattform YouTube ein Prob-
lem: Jeder kann dort Videos hochladen, die 
Firma verdient ihr Geld damit, daneben und 
überlagert über die Videos Werbung zu plat-
zieren. Selbstverständlich gesteuert durch Al-
gorithmen, also nicht etwa durch menschli-
che Redakteure, was bei weitem teurer wäre.

Am 17. März wartete Alexi Mostrous, Head 
of Investigations der britischen The Times mit 
der Schlagzeile auf: „Steuerzahler finanzieren 
Extremismus“ (Taxpayers are funding extre-
mism). [4] Werbung der steuerfinanzierten 
British Broadcasting Corporation (BBC) und an-
derer Unternehmen, denen ihr Ruf wichtig ist, 
waren neben oder über Videos von Rechts-
radikalen oder des sogenannten Islamischen 

stammt aus dem Newsletter Checkpoint des 
Berliner Tagesspiegel vom 24. April. Dort heißt 
es: „Die Kriminalitätsstatistik ist da – daraus 
lassen sich folgende Meldungen machen, die 
beide stimmen:

1. Berlin immer schlimmer! Die Stadt ist 
jetzt mit 16 161 Straftaten pro 100 000 Ein-
wohner die gefährlichste deutsche Großstadt 
vor Leipzig (15 811) und Hannover (15 764). Der 
bisherige Spitzenreiter Frankfurt ist auf Platz 4 
abgerutscht, bravste deutsche Großstadt ist 
München (7 909).

2. Berlin immer sicherer! Die Stadt ver-
zeichnet mit 16 161 Straftaten pro 100 000 Ein-
wohner relativ gesehen weniger Fälle als im 
Vorjahr (16 414). Die leichte Steigerung in ab-
soluten Zahlen ist allein dem starken Wachs-
tum Berlins geschuldet.“ [2]

Wie Lorenz Maroldt schreibt: Beide Mel-
dungen wären richtig, weil sie durch Fakten 
gedeckt wären. Guter Journalismus braucht 
also mehr als nur richtige Fakten, auch das 
muss klar sein.

Fake News sind nicht das Problem
Das eigentliche Problem an Fake News ist, 
dass es sich lohnt, sie zu verbreiten. Entwe-
der, weil man sie in der politischen Propa
ganda gut brauchen kann – der Wahlkampf 
hat begonnen. Oder ganz schlicht, weil man 
damit viel Geld verdienen kann. Wir leben 
im Kapitalismus, und im Kapitalismus wird 
eben gemacht, was Geld bringt. Dabei ver-

 Fake News mit Gesetzen  
 beikommen zu wollen,  
 das wird immer eine  
 halbherzige Sache sein. 
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Staates eingeblendet worden. Algorithmen 
achten halt nicht auf politische Befindlich-
keiten. Es ist ganz banal: Werbung so zu plat-
zieren, mag abstoßend sein, aber es bringt 
Geld. Nach Berechnungen der Times sechs-
stellige Beträge.

Britische Werbeagenturen, besorgt um 
den Ruf ihrer Kunden und selbstverständlich 
auch um die eigenen Aufträge (oder deutli-
cher: die eigenen Einkünfte) zogen daraufhin 
ihre Buchungen bei YouTube zurück. Sie boy-
kottierten die Plattform. Letztlich geht es da-
bei auch um die Frage, ob Google und Face-
book, die von der Platzierung von Werbung 
leben, nicht als Medienkonzerne angesehen 
werden müssen, statt als reine Technologie-
plattformen. Um die Frage, wer für die Inhalte 
verantwortlich ist: nur die Nutzer, die diese 
hochladen, oder nicht auch die Konzerne.

Automatisierung wird helfen
Es mag paradox klingen: Die Verbreitung von 
Fake News ist auch Algorithmen geschuldet, 
die eben nicht den Wahrheitsgehalt erken-
nen. Aber Algorithmen können auch beim 
Erkennen von falschen Nachrichten helfen.

Im April stellte das Deutsche Forschungs-
zentrum für Künstliche Intelligenz (DFKI) eine 
Entwicklung namens NewsVerifier vor. [5] Das 
wird ein Addon, also ein Zusatzprogramm für 
Webbrowser werden. Einmal installiert, arbei-
tet es im Hintergrund und untersucht die Bil-
der auf den Webseiten, die der Nutzer ge-
rade liest. Es prüft, ob diese möglicherweise 
bereits früher auf anderen Webseiten (und in 
ganz anderem Zusammenhang) veröffent-
licht wurden, oder ob die Bilder vielleicht ma-
nipuliert worden sind.

Nach Auskunft von Prof. Dr. Andreas Den-
gel, dem Standortleiter des DFKI in Kaiserslau-
tern, funktioniert das, indem das Bild mit an-

deren, frei zugänglichen Bildern verglichen 
wird. Solche Bildsammlungen sind etwa das 
Bildportal Flickr, das zu Yahoo gehört. Da-
bei werden ebenfalls die Metadaten (die ver-
steckten Daten) der Bilder ausgewertet, zum 
Beispiel der Zeitstempel. Das Programm wird 
auch die Texte der Webseiten beachten, auf 
denen die fraglichen Bilder angezeigt sind.

Nutzer des Programms, das in den 
nächsten Wochen veröffentlicht werden 
soll, werden so auf die Bilder und Websei-
ten hingewiesen, die sie besonders kritisch 
hinterfragen sollten. Dieses System hilft also 
normalen Nutzern und Profis, Manipulatio-
nen leichter zu erkennen. 

Sehr gut ist auch, dass Verlage und Sen-
der sich auf die Kompetenzen in ihren Häu-
sern besinnen und interne Arbeitsgruppen 
mit dem Überprüfen von Fakten betrauen. 
In diesen Teams arbeiten oft neben Journa-
listen und Redakteuren auch Archivare und 
Dokumentare mit.

Aber Fake News gibt es auch in den etab-
lierten Medien. Es wäre schon spannend, ein-
mal zu untersuchen, wie oft Passagen oder 
gar ganze Abschnitte aus Wikipedia-Tex-
ten in der gedruckten Presse auftauchen – 
ohne Quellenangabe. So etwas zu thema-
tisieren, ist in Deutschland immer noch ein 
Randthema, das nur wenige Medienblogs 
beackern.

Weniger nützlich sind die zahlreichen 
Kurzanleitungen zum Quellen-Check, die 
derzeit im Internet, aber auch in Zeitschriften 
oder auf Plakaten publiziert werden. Nicht, 
dass sie falsch sind, aber sie greifen zu kurz 
und verkürzen auch die Fragestellungen, auf 
denen solide Faktenchecks fußen. Vor allem 
aber richten sie sich an das falsche Publikum, 
nämlich die normalen Leser und Empfänger 
von Nachrichten.

Ein bisschen hat das den Ruch der Priva-
tisierung eines gesellschaftlichen Problems. 
Die Gründe für das Entstehen und die Ver-
breitung von ge- und verfälschten Nachrich-
ten sind vielfältig, ebenso wie die Angst da-
vor. Wer dem normalen Bürger einfach zuruft: 
„Fall bloß nicht auf Falschmeldungen rein“, 
löst nicht die wirklichen Probleme.

Fact Checking –  
einige Schwierigkeiten

Zum Schluss dieses Textes folgt daher keine 
Anleitung zum Fact Checking, sondern ledig-
lich eine lockere (und bei weitem nicht voll-
ständige) Aufzählung, wo die Schwierigkeiten 
liegen. Der Teufel lauert oft im Detail.

Zunächst mal geht es einfach um die 
Frage, was man überhaupt prüfen will: einen 
Text, ein Bild, vielleicht auch einen Link, also 
eine Webadresse (fachsprachlich Uniform Re-
source Locator, URL). Dabei geht es norma-
lerweise nicht um Texte oder Bilder auf Pa-
pier, sondern im Internet. Das heißt, es geht 
in Wirklichkeit um Dateien und um die Tech-
nologie, mit der diese Dateien von den Web-
servern der Anbieter auf die Computer der 
Nutzer kommen.

Mit diesem Thema sind die meisten nor-
malen Nutzer und auch viele Journalisten so-
zusagen digital überfordert. Denn digital ist 
alles fälschbar, aber nicht alles gleich leicht. 

 Die Gründe für das Entstehen  
 und die Verbreitung von ge-  
 und verfälschten Nachrichten  
 sind vielfältig, ebenso wie  
 die Angst davor. 

Beispiel für einen gefälschten Twitter-Account: links die Fälschung, rechts das Original
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Wenn man einen Text auf faktische Rich-
tigkeit prüfen will, gibt es zunächst die ganz 
normalen Fragen der Textkritik: Wer ist der 
Autor? Ist er genannt, vielleicht sogar bekannt 
als Autorität? Vielleicht auch bekannt für eine 
bestimmte Haltung oder Vorurteile? Hat er 
eine eigene Homepage? Um solche Fragen 
zu klären, leisten die bekannten Suchma-
schinen wie Bing, Google und Yandex gute 
Dienste, ebenso Metasuchmaschinen wie 
Metager und IxQuick.

Wie lautet der Text, insbesondere die 
Überschrift? Mit den genannten Suchma-
schinen kann man schnell nachschauen, ob 
der Text möglicherweise häufiger publiziert 
ist, so dass man die Frage stellen muss, wel-
che Version das Original ist. Das kann man 
nicht nur mit der Überschrift, sondern auch 
mit besonders charakteristischen Sätzen oder 
Formulierungen testen. Ebenso kann man 
schauen, wer den Text zitiert und wie er be-
wertet wird.

Weitere Fragen an Texte: 
	� Worum geht es überhaupt?
	� Ist der Stil erkennbar ironisch oder eine 

Satire?
	� Für wen ist der Text geschrieben?
	� Ist die Argumentation plausibel?
	� Ist die Information stabil?
	� Sind die Zitate im Text korrekt?
	� Welcher Standpunkt / welches Vorurteil 

wird vertreten?
	� Sind Kriterien für Ein- oder Ausschluss  

von Informationen genannt und auch 
plausibel?

	� Kann man Fakten im Text verifizieren?

Diese Fragen sollte jede und jeder mit einer 
soliden Schulbildung stellen und auch be-
antworten können. Doch schon diese ein-
fachen Checks brauchen eine gewisse Zeit. 
Und dann beginnen die Besonderheiten des 
Netzes. Zum Beispiel die Frage, wo der Text 
erschienen ist – auf einer Webseite, als Pos-
ting in einem sozialen Netz, als Artikel in ei-
nem Wiki oder als Text in einer E-Mail?

Webseiten haben üblicherweise ein Im-
pressum oder andere Auskünfte über die Be-
treiber und deren Motivation (zum Beispiel 
die Seite www.journalistenblatt.de/impressum. 

gitale Bilder sind immer Bilddateien. Sie ha-
ben Metadaten, versteckte Daten. Die können 
vom Verbreiter der Bilder eingegeben wor-
den sein, um die Bilder besser vermarkten zu 
können, etwa genaue Beschreibungen des In-
halts, Hinweise zum Fotografen und zum Co-
pyright und vieles mehr. Teilweise werden die 
Metadaten auch (ohne Wissen der Fotografen) 
automatisch durch die Kamera erzeugt. Sie ge-
ben Auskunft über das Datum des Bildes oder 
die genauen GPS-Koordinaten, wo es aufge-
nommen wurde.

Sehr oft werden Bilder zweckentfremdet, 
also etwa alte Bilder als neu ausgegeben und 
in einen anderen Zusammenhang gestellt, 
oder ihr Inhalt wird verändert. Wenn man ein 
konkretes Bild im Netz hat, kann man mit re-
verser Bildsuche nach anderen und ähnlichen 
Versionen des Bildes im Netz suchen. Das geht 
mit einigen großen Suchmaschinen und der 
Spezialsuchmaschine Tineye. [7]

Ein ganz großes Problem sind Datumsan-
gaben. Wie alt ist welche Webseite, welches 
Bild oder welche Datei? In manchen Fällen ist 
diese Frage gar nicht zu lösen, in manchen Fäl-
len nur annäherungsweise, manchmal sehr 
einfach, wenn man weiß, wohin man schauen 
muss. Einige Datumsangaben sind frei editier-
bar und leicht zu fälschen, andere werden ma-
schinell vergeben und sind nur sehr schwer 
(bis gar nicht) zu ändern.

Einige Suchmaschinen ermöglichen es, 
nach Zeiträumen zu suchen oder nach dem 
Datum zu sortieren. Fehlerfrei gelingt das kei-
ner. Und einige Suchmaschinen werfen mun-
ter Aktualisierungsdaten von Webseiten und 
die eigenen Funddaten durcheinander.

Soweit nur einige Probleme, die bei der 
Wahrheitsfindung im Netz immer wieder auf-
treten. Keine Anleitung, wie gesagt. Fact Che-
cking kann man lernen. Aber nicht auf einer 
Zeitschriftenseite. Wen das Thema interessiert, 
dem sei das Verification Handbook [8] von an-
gloamerikanischen Journalisten empfohlen. �

Albrecht Ude arbeitet als Journalist, 
Researcher und Recherche-Trainer.  
Die Themen Quellenprüfung und Fact 
Checking bearbeitet er seit über zehn 
Jahren. www.ude.de

html). Manche Webseiten (zum Beispiel von 
Universitäten) erlauben ihren Forschern eine 
große Bandbreite an Meinungsfreiheit, an-
dere Webseiten sind eng an bestimmte 
Standpunkte gebunden. 

Und jede Webseite erscheint unter einer 
bestimmten Domain im Internet. Wer die be-
treibt, kann und muss man prüfen. Aber wer 
die Domain journalistenblatt.de unterhält, er-
fährt man bei den üblichen Suchmaschinen 
nicht, dazu muss man spezielle Datenbanken 
(Whois-Datenbanken) abfragen. Um die ab-
zufragen, muss man sie kennen, ja, man muss 
überhaupt wissen, dass es sie gibt!

Ganz anders bei Postings in sozialen Net-
zen wie Facebook oder Twitter. Impressum 
und Whois-Daten sind hier überflüssig, viel-
mehr muss man den einzelnen Account prü-
fen, von dem veröffentlicht wird. Erfährt man, 
wer ihn betreibt und wie alt er ist? Handelt es 
sich möglicherweise um einen automatisier-
ten Account, genannt Bot? Für Twitter etwa 
gibt es das Website Bot or Not [6], um genau 
das herauszukriegen. Oder ist vielleicht der 
ganze Account ein Fake? Gestandene Jour-
nalisten fielen 2014 auf die falschen Nachrich-
ten eines Twitter-Accounts herein, der vor-
gab, dort twittere der Formel-Eins-Rennstall 
von Ferrari. Der Screen-Name des Accounts 
lautete ganz richtig „Scuderia Ferrari“ –, aber 
der ist frei wählbar und kann mehrfach vor-
kommen. Der Login-Name hingegen lautete 
„@ScuderiaFerrarl“ mit kleinem „L“ am Ende 
statt mit kleinem „I“. Das wurde leider überse-
hen. Ebenso, dass der Account nicht von Twit-
ter verifiziert war. Wie gesagt, es ist nicht alles 
gleich leicht fälschbar. Ein guter Fact-Checker 
muss solche Feinheiten im Blick haben.

Ähnlich die Probleme bei Texten aus der 
Wikipedia. Die meisten Nutzer lesen nur die 
Artikeltexte der „freien Enzyklopädie“, küm-
mern sich aber nicht darum, wer die über-
haupt geschrieben hat und ob sie mögli-
cherweise strittig sind. Das erfährt man durch 
Klicks auf die Versionsgeschichte und die Dis-
kussionsseite zum jeweiligen Artikel. Aber 
wer sich darauf einlässt, muss Zeit mitbrin-
gen. Und die Lust am Zweifel.

Noch ganz andere Schwierigkeiten be-
reiten Texte in E-Mails. Und ebenfalls ganz 
andere Probleme bereiten Bilder im Netz. Di-

Quellen: [1] Schrei nach Liebe/von Isabel Hülsen; Der Spiegel 17/2007, 22.4.2017, S. 76  //  [2] Newsletter Checkpoint des Berliner Tagespiegel, 24.4.2017; http://utf.rdir.de/form.
do?agnCI=875&agnFN=fullview&agnUID=A.B.BgG6.piE.BXAxW.y7iSXUdI8CiycN8MonUwFw  //  [3] Alphabet: Googles mobile Suchmaschine treibt den Umsatz; Daniel AJ So-
kolov., heise online, 28.4.2017; https://www.heise.de/newsticker/meldung/Alphabet-Googles-mobile-Suchmaschine-treibt-den-Umsatz-3699376.html  //  [4] Taxpayers are 
funding extremism; Government adverts pay for hate videos and rape apologists | Google summoned to explain as big brands pull campaigns // Alexi Mostrous, The Times, 
17.3.2017; www.thetimes.co.uk/article/taxpayers-fund-extremism-csdn0npsf  //  [5] Wenn die Bilder lügen – KI-System entlarvt Fake News im Internet; DFKI, 20.4.2017; www.
dfki.de/web/presse/pressemitteilung/2017/newsverifier  //  [6] Bot or Not? A Truthy project; http://truthy.indiana.edu/botornot  //  [7] TinEye; http://tineye.com  //  [8] Verifica-
tion Handbook; http://verificationhandbook.com/
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H allo, hallo! Hier Radio! / Das 
macht die Menschen lebens-
froh. / Von früh bis spät brennt 

lichterloh / In Leid und Schmerz mein jun-
ges Herz fürs Radio.“ Die sich so nachdrück-
lich Gehör verschaffenden Zeilen bilden 
den Auftakt des sogenannten Norag-Mar-
sches in der zweiten Hälfte der 1920er Jahre. 
Die Werbeplatte für die Nordische Rund-
funk AG (Norag) in Hamburg wurde von 
vielen populären Schlagern rund ums Ra-
dio begleitet: „Die schöne Adrienne hat 
eine Hochantenne“, „Ich sitz‘ den ganzen 
Tag an meinem Radio“, „Bubi, ich habe eine 
Radiostation“ formulierten eine klare Lie-
beserklärung an das junge Medium. Radio-
hören versprach Unterhaltung, Freude und 
Geselligkeit. 

Das Radio faszinierte. Dabei trat das 
neue Medium seinen Siegeszug in einer 

Zeit der wirtschaftlichen Krise und der ge-
sellschaftlichen Instabilität in Deutschland 
an. Im Oktober 1923 wurde mit der „Berli-
ner Funkstunde“ das erste regelmäßige Ra-
dioprogramm ausgestrahlt, in den Mona-
ten darauf folgten Aktiengesellschaften 
in mehreren deutschen Städten mit ihren 

„Rundfunkdarbietungen“. Der organisatori-
sche Aufbau, der dies möglich machte, war 
komplex: Auf der einen Seite waren es Un-
ternehmer, die das Startkapital aufbrachten 
und sich vom neuen Medium einen wirt-

schaftlichen Profit erwarteten. Darunter 
konnten Vertreter der Schallplattenindust-
rie, der Verlage und der technischen Indus-
trie sein, aber auch fachfremde Aktionäre, 
die investitionsfreudig waren. Auf der ande-
ren Seite hatte der Staat von Anfang an ein 
wachsames Auge auf ein Medium, das auf 
der Funktechnik beruhte und damit sein 
Hoheitsrecht betraf. 

Der Rundfunk wurde in Deutschland 
von Anfang an dezentral organisiert. Ra-
dio, so die Überzeugung, war eine Sache 
der Länder. In den Aufsichtsgremien der 
Rundfunk-AGs zwischen Hamburg und 
München, zwischen Breslau und Köln sa-
ßen politische Vertreter der jeweiligen Län-
der und Provinzen in der Weimarer Repu-
blik. Aber auch die Zentralregierung übte 
erheblichen Einfluss über ihr Reichspost-
ministerium aus. Ein glücklicher Umstand 

Werbepostkarte der Norag 
aus dem Jahr 1923  

Eine kurze Geschichte über die „Blütezeit“ des Radios

Der Rundfunk  
im Wandel der Zeit 

 Im Oktober 1923 wurde  
 mit der Berliner Funkstunde  
 das erste regelmäßige  
 Radioprogramm ausgestrahlt. 

von Hans-Ulrich Wagner 

Henri Nannen schreibt man den Satz „Vor dem Rundfunk gab es den Mundfunk“ zu.  
Was wohl soviel heißen soll, wie „Glaube nicht alles, was du hörst“. Tatsächlich erlebte das Radio 
kurz nach seiner „Geburt“ seine erste Instrumentalisierung zur Verbreitung von Nazipropaganda. 
Nach dem Krieg dann blühte es zum zweiten Mal auf. Eine Reise durch Jahrzehnte der Geschichte. 
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1
2

1   Aufnahmeraum der Norddeutschen  
Rundfunk AG (Norag) in Hamburg, 1927  

2   Die Nachrichtenredaktion der Norag  
Anfang der 1930er-Jahre 

3   Erster Rundfunksender in Berlin,  
1924–1926, (Tischsender, Bauart Telefunken) 

4   Ferdinand Krantz, Radioreporter,  
Zeitfunk

4

3
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3

2

4

1   Reichsrundfunk Hamburg – Parade der National-
sozialisten vor dem Norag-Haus, 1934. Das Reichs-
ministerium für Volksaufklärung und Propaganda 
strebte seit 1933 einen staatlichen nationalsozialisti-
schen Rundfunk an 

2   Morgengymnastik bei Radio Hamburg, zwischen 
1945 und 1967 auf Sendung

3   Mit den Worten „Achtung, Achtung, Radio Radio 
Koblenz nimmt heute seine Sendungen auf“ begann 
1945 die Ausstrahlung des Senders in Rheinland-Pfalz

4   Regieraum des NWDR Hamburg, Franz Thon leitet 
das Tanzorchester im großen Sendesaal, 1947
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für die Radiogeschichte war 1919 die Be-
rufung von Hans Bredow zum Ministeri-
aldirektor und Staatssekretär im Reichs-
postministerium. Der ehemalige Direktor 
der Telefunken-Gesellschaft, einer Toch-
ter von AEG und Siemens, brachte Erfah-
rungen auf dem Gebiet des Funkverkehrs 
und der drahtlosen Telegrafie mit. Bredow 
setzte sich aber auch in seiner Eigenschaft 
als Vorsitzender der zentralen Reichs-Rund-
funk-Gesellschaft für den Rundfunk als ein 
Kulturinstrument und als ein Mittel der 
Volksbildung ein. Rundfunk sollte der Öf-
fentlichkeit dienen und zuallererst die ge-
sellschaftliche Integration verfolgen. 

Die wirtschaftlich geführten und po-
litisch kontrollierten Sendegesellschaften 
hatten in ihren ersten Sendetagen nur we-
nige Hörerinnen und Hörer. Doch dies än-
derte sich rasant. Die zahlende Zuhörer-
schaft stieg, wie die amtlichen Zahlen 
der Rundfunkteilnehmer bewiesen, denn 
für das Aufstellen eines Empfangsgerätes 
musste man bei der Post eine Lizenz er-
werben und eine monatliche Gebühr ent-
richten. Auch die Zahl der sogenannten 
Schwarzhörer kletterte in die Höhe. Wirt-
schaftlich schwächere Bevölkerungsgrup-
pen konnten die Rundfunkgebühr nicht 
aufbringen. Ihre Radiogeräte – zunächst 

Detektorgeräte, später einfache Röhrenge-
räte – bastelten sie sich mitunter selbst zu-
sammen. Radiohören wurde populär, das 
attraktive akustische Medium eroberte sich 
seinen festen Platz im Repertoire der Medi-
ennutzung, vor allem im häuslichen Bereich. 

Die Erfolgsgeschichte des jungen Ra-
dios hielt vor allem bis 1929/30 an. Sie setzte 
sich zwar auch danach noch fort, allerdings 
hatten Rundfunkmacher und Publikum mit 
den großen ökonomischen Problemen der 
zu Ende gehenden Weimarer Republik zu 
kämpfen – und das immer wichtiger wer-
dende Medium wurde im Widerstreit der 
Politik zunehmend verstaatlicht und zen-
tral organisiert. Mit einer großen Rund-
funkreform Mitte 1932 war der Einfluss der 
Geschäftsleute endgültig ad acta gelegt 
und die Reichs-Rundfunk-Gesellschaft zum 
entscheidenden Machtapparat geworden. 
Ein unglücklicher Zeitpunkt, wie sich als-
bald herausstellte. Denn mit dem Machtan-
tritt der NSDAP in den ersten Monaten des 
Jahres 1933 fiel dieses Instrument den na-
tionalsozialistischen Politikern gleichsam in 
den Schoß. Hitler und besonders Goebbels 
konnten sich des Mediums bedienen und 
machten davon ausgiebig Gebrauch. 

Während das Rundfunkprogramm 
der Weimarer Zeit der Parteipolitik dezi-

diert eher wenig Platz einräumte, wurde 
das erste Jahr der NSDAP-Regierung zu ei-
nem Propaganda-Fest. Die „Machtergrei-
fung“ am 30. Januar 1933, der „Tag von Pots-
dam“ am 21. März 1933 und der 1. Mai 1933 
waren spektakuläre Medienereignisse, die 
mit Sonderprogrammen im Radio gefei-
ert wurden. Aber auch im regulären Pro-
gramm waren viele Propagandatöne zu 
vernehmen. Zu viele, wie der Reichsminis-
ter für Volksaufklärung und Propaganda 
schnell erkannte. Das Publikum wollte we-
niger Politikerreden und Indoktrination, 
sondern mehr Unterhaltung und Zerstreu-
ung. Joseph Goebbels griff diese Wünsche 
auf. Politische Einflussnahme sollte ab 1934 
indirekt erfolgen, das Ziel des Aufbaus ei-
ner sogenannten „Volksgemeinschaft“ mit 
eher unterhaltenden und vielen konservati-
ven, wenig innovativen, oft kitschigen Pro-
grammen befördert werden. 

Die subtile Programmstrategie der NS-
Machthaber wurde begleitet von einer 
massiven Kampagne zur Steigerung der 
Rundfunkdichte. Denn obwohl der Rund-
funk bereits hohe Teilnehmerzahlen er-
reicht hatte, war Rundfunk auf dem Land 
und in den kleinen Städten, insbesondere 
bei einkommensschwachen Haushalten, 
noch nicht so verbreitet. Kleine, einfache 

Werbefahrzeuge vor der Norddeutschen Rundfunk AG (Norag) in Hamburg 1930
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Radiogeräte sollten massenhaft produziert 
und günstig angeboten werden. Die Emp-
fangsgeräte VE 301 und der Deutsche Klein-
empfänger waren die Antwort der deut-
schen Rundfunkindustrie im Auftrag der 
Partei. Ersterer, der „Volksempfänger“, mit 
dem Zahlenzusatz 301, der an die Macht-
ergreifung am 30. Januar erinnerte, wurde 
zu einer Ikone des „Dritten Reichs“. Er ist aus 
keinem Spielfilm und keiner Dokumenta-
tion über die Jahre 1933 bis 1945 wegzu-
denken. „Ganz Deutschland hört den Füh-
rer“, versprach damals das Werbeplakat für 
den VE 301 – ein Deutschland freilich, das 
politisch Andersdenkende ausgegrenzt, ins 
Gefängnis und ins Exil geschickt hatte und 
das sich anschickte, sich seiner jüdischen 
Mitbürger brutal zu entledigen. 

Wie sehr das Radio lebens- und überle-
benswichtig wurde, zeigen die Kriegsjahre. 
Viele Geräte wurden in die Luftschutzkel-
ler mitgenommen und trotz Ausquartie-
rung und Flucht über das Kriegsende ge-
rettet. Das Medium unterhielt nicht nur und 
lenkte von den Alltagssorgen ab, sondern 
es lieferte existenzielle Informationen. Luft-
warnungen in der Kriegszeit, Anordnun-
gen der Militärregierungen und Hinweise 
auf Lebensmittelzuteilungen in der Trüm-
merlandschaft nach 1945. Die Radiojahre 
setzten sich so über die ereignisgeschicht-
liche Zäsur des Zusammenbruchs des „Drit-
ten Reichs“ einfach hinweg. Was sich än-
derte, war das Programm: neue Töne von 
den Sendern, die einige wenige Jahre unter 
Kontrolle der jeweiligen Besatzungsmacht 
arbeiteten. „Re-education“ war dies in den 
wenigsten Fällen, besser sollte man von De-
mokratisierung sprechen. In den Westzo-
nen versuchten deutsche Journalisten – nur 
wenige Frauen reüssierten in dieser Män-
nerdomäne –, Spielregeln der Demokratie 
einzuüben. Round-Table-Diskussionen und 
Kommentare waren die neuen Formate. 
Der mit der Idee sich selbst kontrollierender 
Checks-and-Balances öffentlich-rechtlich 
organisierte Rundfunk in Westdeutschland 
trug langsam aber stetig zur Bildung einer 
kritischen Medienöffentlichkeit bei. 

Die Nachkriegsjahre gelten bis heute 
in der Mediengeschichte als eine zweite 
Blütezeit des Radios. „Wir alle lebten vom 
Rundfunk“, urteilten die deutschen Schrift-
stellerinnen und Schriftsteller. Ihre literari-
sche Arbeit wurde vielfach erst durch die 
Einnahmen aus Rundfunksendungen mög-
lich. Das Hörspielschaffen war beachtlich, 
kulturell und gesellschaftlich Interessierte 
lauschten zu später Stunde den anspruchs-

vollen Abendstudios und Nachtprogram-
men. Aber auch die Unterhaltung diente 
immer ein bisschen der Bildung, etwa 
wenn Städte-Ratespiele wie das Quiz „Lon-
don – Frankfurt“ zum Wissen und der Völ-
kerverständigung beisteuerten. 

Die Entwicklung, die zum Verlust des 
Status als Leitmedium führte, kündigte sich 
in den 1950er Jahren zunächst nur langsam 
an. Vielen galt das Fernsehen ab Ende 1952 
als dilettantisch, unseriös, vernachlässigbar. 
Kulturkritische Argumentationslinien ge-
gen die „Glotze“, die bis heute gelten, wur-
den damals geprägt. Doch das Bildmedium 
setzte seinen Siegeszug fort und stürzte 
den Hörfunk in eine existenzielle Krise. In 
den 1960er Jahren war das Radio auf einem 
Tiefpunkt. Die Primetime war jetzt mit dem 
Fernsehprogramm verbunden. Und die 

neue internationale Popmusik wurde nicht 
von den öffentlich-rechtlichen Sendern ge-
spielt, sondern von Stationen wie Radio Lu-
xemburg. 

Das Radio, das eine immer geringer 
werdende Zuhörerschaft hatte, musste 
sich neu erfinden, wollte es überleben. Die 
Einführung der Servicewellen Anfang der 
1970er Jahre war solch eine überzeugende 
Antwort auf die Krise. Die Informationen 
für die Autofahrer waren die eine Seite des 
Erfolgs, die andere lieferten junge Mode-
ratorinnen und Moderatoren, die in einer 
neuen Anmutung Popmusik präsentierten. 

Überhaupt spielte die Musik – die Musikvor-
lieben und „Musikfarben“ – eine immer grö-
ßere Rolle für ein Medium, das so wunder-
bar leicht zu bedienen, sowohl im Haus als 
auch unterwegs zu nutzen ist, und das ein-
lädt, Tagesbegleiter zu sein. Die Einführung 
des sogenannten dualen Rundfunksystems 
in der Bundesrepublik, also die Zulassung 
von privaten Rundfunkanbietern Anfang 
der 1980er Jahre, war eine weitere Antwort, 
denn sie bescherte dem Markt jede Menge 
Formatradios, aber auch an speziellen Ziel-
gruppen orientierte Programmanbieter. 

Von einer neuen „Blütezeit“ des Radios 
wird man freilich nicht mehr sprechen. Sie 
war mit der Etablierung des Fernsehens zu 
Ende gegangen, aber sie lebt bis heute – 
meist nostalgisch verklärt – in der Erinne-
rung fort. Der Rückblick auf die Radioge-
schichte aber macht die Herausforderung 
für die Programmmacherinnen und -ma-
cher deutlich, ihre Angebote immer neu 
den Bedürfnissen, den Interessen, den Vor-
lieben ihrer Publika entsprechend zu ge-
stalten. Nur wer sich wandelt, kann sich treu 
bleiben – sprich: die Faszination des akusti-
schen Mediums und der akustischen Kom-
munikation gestalten. �

Dr. Hans-Ulrich Wagner ist Leiter der 
Forschungsstelle Mediengeschichte am 
Hans-Bredow-Institut für Medienfor-
schung und an der Universität Hamburg. 
Er hat zahlreiche Publikationen zur Rolle 
der Massenmedien für den Wandel der 
Gesellschaft und des Alltags im 20. Jahr-
hundert vorgelegt. Sein letztes Buch hat 
er 2016 zusammen mit Thomas Birkner, 
Maria Löblich, Alina Laura Tiews heraus-
gegeben: „Neue Vielfalt: Medienpluralität 
und -konkurrenz in historischer Perspek-
tive“ (Köln: Herbert von Halem).

Karl-Heinz Köpcke als Nachrichtensprecher bei Radio Bremen, ca. 1949
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W ir gehören allen. Wir sind als 
öf fentlich-rechtlicher Sen-
der nur unseren Hörern und 

Usern verpflichtet und belastbaren Argu-
menten. Wir senden bundesweit, werbefrei 
und in ganzen Sätzen. Und wir sind uns die-
ser Privilegien bewusst. 

Hörer und User noch mehr als bisher in 
unsere Arbeit einzubeziehen – das ist aus 
meiner Sicht die größte Herausforderung 
für den öffentlich-rechtlichen Journalismus. 
Hörer und User ernst nehmen und sich 
selbst nicht wichtig. Hörer und User mit ih-
rem Echo und mit ihren Anregungen ein-
beziehen. Nicht nur senden also, sondern 
auch empfangen und die journalistischen 
Produkte so noch umfangreicher, komple-
xer und lebensnäher werden lassen.

Und wir wollen und müssen auskom-
men mit unseren Mitteln, mit der Haus-
haltsabgabe der Beitragszahlerinnen und 
Beitragszahler. Wir wollen da sein, wo Hö-
rer und User sind. Und das bedeutet: mehr 
Engagement für unsere Inhalte in sozialen 
Netzwerken, dafür strategisch investieren 
und Mittel souverän verlagern. Denn auch 
das ist die Wirklichkeit des öffentlich-recht-
lichen Journalismus: Unsere Mittel sind uns 
überantwortet, und wir selbst haben damit 
transparent und verantwortlich umzugehen.

Unsere Reihe Hörerwelten im Deutsch-
landfunk ist ein Beispiel dafür. Unsere In-
landskorrespondenten sind zu Gast bei 
Hörern und Usern, die unser Programm 
empfangen und uns von ihren Anregun-
gen und Erfahrungswelten berichten. Sie 
haben Experten, Politiker bei uns gehört 
und selbst ganz andere Erfahrungen ge-
macht. Davon ist zu berichten.

@Mediasres im Deutschlandfunk ist 
ein weiteres Beispiel dafür. Den Kollegin-
nen und Kollegen unserer täglichen Me-
diensendung geht es um Fakten statt Fakes, 
um Dialog statt Abschottung, um Einord-
nung statt Tickerwissen. Die aktuellen Me-
diendebatten werden begleitet und das 
eigene journalistische Handwerk im Haus 
wird erklärt. In Zeiten wie diesen, in denen 
Medienkritik der neue politische Breiten-
sport ist, müssen wir Journalistinnen und 
Journalisten unsere Arbeit transparent ma-
chen: Wie finden wir Themen, wie gewich-
ten wir, woran messen wir Relevanz?

Noch ein Beispiel ist DLF Aktuell im 
Deutschlandfunk. Moderierte Kurzreports 
mit Korrespondenten und Experten als ak-
tuelle Fenster im Programm, immer dann, 
wenn die Lage es erfordert und das Ge-
schehen eingeordnet, belegt und erklärt 
werden kann und muss. Und davor wird 
kritisch geprüft. Wer kann für uns berich-
ten, wo sind weitere Quellen und wie be-
lastbar sind diese Quellen. In der Nacht des 
Amoklaufs von München gab es zunächst 
mehr Falschmeldungen als brauchbare In-

formationen, auch und gerade in den sozia-
len Netzwerken. Weil das so war, haben wir 
genau das zum Thema gemacht. Ruhig, ab-
wägend und konzentriert.

Und schließlich – DLF24, die Nachrich-
ten-App des Deutschlandradios. Der Chef-
redakteur der New York Times, Dean Baquet, 
sagt, der Kampf um Nachrichten wird auf 
dem Smartphone gewonnen oder verlo-
ren. Da sind wir jetzt. DLF24 informiert über 
wichtige Entwicklungen in Politik, Gesell-
schaft, Forschung, Kultur und Sport und 
macht dafür die wichtigsten Meldungen 
aus den Deutschlandradio-Fachredaktionen 
in nachrichtlicher Kürze unter einer Adresse 
verfügbar, mit Links zu den vollständigen 
Beiträgen und mit Verweisen auf die Origi-
nalquellen.

Die Erwartungen gegenüber öffent-
lich-rechtlichem Journalismus sind im-
mens, das Wissen über öffentlich-rechtli-
chen Journalismus ist gering. Und der Wert 
dieses Journalismus ist zu verteidigen. Er ist 
aus meiner Sicht durchaus in Gefahr.

In den USA gibt es kein einziges Me-
dium mehr, das von allen anerkannt wird. 
Wissen atomisiert, die sozialen Netzwerke 
sorgen mehr und mehr dafür, dass jeder 
Nutzer in seiner Welt bleibt. Diese Echo-
kammern sind selbstbestätigend, nur! Und 
einige Politiker versuchen an Journalisten 
vorbei zu kommunizieren. Wenn wir in die 
USA schauen und Donald Trump mit sei-
nen Twitter-Meldungen wahrnehmen, hat 
dessen Art, in 140 Zeichen zu kommunizie-
ren, Methode: Die klassischen Journalisten 
werden in des Wortes Bedeutung übergan-
gen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich 
manche in unserem Gewerbe ihres Deu-

von Birgit Wentzien

Wer in Deutschland lebt und wohnt, muss zahlen. Seit 2013 auch einen Rundfunkbeitrag von 
17,50 Euro im Monat. 5,13 Euro davon teilen sich das ZDF, die Landesmedienanstalten und das Deutsch-
landradio. 238 Millionen sind das pro Jahr, die allein der Hörfunkanstalt zur Verfügung stehen. In ei-
nem Gastbeitrag beschreibt die Chefredakteurin Birgit Wentzien, ob sie mit diesen Mitteln auskommt, 
wie sie ihren Auftrag versteht und welchen besonderen Herausforderungen sich öffentlich-rechtlicher 
Journalismus heutzutage stellen muss.

Werbefrei
und in ganzen Sätzen

 Hörer und User noch mehr  
 als bisher in unsere Arbeit  
 einzubeziehen – das ist  
 aus meiner Sicht die größte  
 Herausforderung für den  
 öffentlich-rechtlichen  
 Journalismus.
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tungsmonopols zu sicher waren. Wir sind 
indes nicht Bestimmer von Wirklichkeit, wir 
sind mit unseren professionellen Möglich-
keiten die Finder von Wirklichkeit, und wir 
filtern mit unserem Wissen und unserer Re-
cherche: Unterscheiden das Wichtige vom 
Unwichtigen, ermöglichen Nachdenken 
über Inhalte, und wir kommentieren – klar, 
strukturiert und aufgrund von Wissen.

Dazu gehört, dass wir uns selbstver-
ständlich kritisieren und in Frage stellen las-
sen. Wir halten viel aus, aber auch öffent-
lich-rechtliche Journalisten müssen sich 
nicht bedrohen und beleidigen lassen.

Wenn wir als Nazi-Huren oder Nazi-
Bonzen beschimpft und beleidigt werden, 
erfüllt das aber Straftatbestände, die rechtli-
che Konsequenzen haben können.

Für uns gilt: Hinsehen, Hingehen, Dran-
bleiben – das ist unsere Aufgabe. Und 
mein Traum für die nächsten Generationen 
der Journalistinnen und Journalisten im 
Deutschlandfunk – das sind Teams: im Land 
unterwegs, immer wieder in den Funk-
häusern und auch im hauseigenen Lab zu 
Hause. Sie rotieren von Reporterplätzen 
draußen auf Redakteurs- und Moderations-
plätze drinnen und ins Reporter-Lab des 
Deutschlandfunks. Außenreportage, Innen-
dienst in den Redaktionen und Zukunfts-
lab – das sind ihre Arbeitsplätze. Diese drei 
Beritte gehören zusammen, sind ohne ein-
ander nicht denkbar.

Die Idee dahinter: Auf den Perspek-
tivwechsel kommt es an. Der Reporter ist 

ohne Datenjournalist nicht denkbar, der 
Mediengestalter spürt bei der Recherche 
bereits, welche Akzente auf welcher On-
line-Fläche wie umgesetzt werden können: 
Die ersten Originaltöne, Originalfotos und 
auch visual radio-Momente sind in den so-
zialen Medien unterwegs, um Appetit zu 
machen auf mehr – im linearen Beitrag, im 
Podcast und auch online. 

Das Ziel dieser Radiomacher stammt 
aus den Anfängen des Journalismus, die 
einfach nicht alt werden: Es geht um starke, 
kräftige Inhalte, um Fakten und ihre Ge-
schichte, um Meinungen und Kommen-
tare. Denn bei aller neuen Technik und aller 
Mehr-Medialität ist das Handwerk entschei-
dend. Ohne Ahnung und Haltung kein Wis-
sen. Ohne Wissen kein Finden von relevan-
ten Inhalten. Und ohne diese wesentlichen, 
wichtigen Inhalte keine Sendung, gleich 
wo und wie.

Wir machen viel und wir machen Feh-
ler. Auch damit gehen wir offen um. In den 
DLF-Korrekturen geht es um Fehleinschät-
zungen und Falschmeldungen. Unsere Re-
porter, Redakteure, Kommentatoren, Me-

dientechniker und Mediengestalter liegen 
nicht immer richtig, stehen oft im Feuer 
oder im Nebel von Ereignissen, können da-
mit souverän umgehen und das auch ein-
gestehen. Und in einem „journalistischen 
Selbstverständnis“ haben sich alle verpflich-
tet, miteinander im Austausch zu sein und 
sich selbst immer wieder in Frage zu stellen.

Wissen liefern, Verstehen ermöglichen – 
darauf kommt es an. Und Dasein für künf-
tige Generationen von Journalistinnen und 
Journalisten wird immer wichtiger. Wir Äl-
tere kennen Konjunkturkrisen. Unsere jün-
geren Kolleginnen und Kollegen müssen 
mit Strukturkrisen leben und arbeiten, und 
sie brauchen jede Unterstützung dafür. �

Birgit Wentzien absolvierte nach dem 
Abitur eine Ausbildung an der Deutschen 
Journalistenschule in München sowie ein 
Studium der Kommunikationswissen-
schaften und Politologie an der dortigen 
Ludwig-Maximilians-Universität. Es folgte 
1985 bis 1986 ein Volontariat beim 
Süddeutschen Rundfunk (SDR) in Stutt-
gart. Im Anschluss war sie bis 1992 als 
Redakteurin, Moderatorin und Autorin im 
Bereich Politik für den SDR tätig, ging 1993 
als Korrespondentin nach Berlin. Seit 1999 
amtierte sie als stellvertretende Leiterin 
des SWR-Studios Berlin, ab 2004 als 
Leiterin des Studios, und seit dem 1. Mai 
2012 ist Birgit Wentzien Chefredakteurin 
des Deutschlandfunks.

Funkhaus Deutschlandfunk in Köln
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Studio des Deutschlandradios in Köln

 Wissen atomisiert, die sozialen  
 Netzwerke sorgen mehr und  
 mehr dafür, dass jeder Nutzer  
 in seiner Welt bleibt. 
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  ?   Vor zwölf Jahren haben Sie mit 
drei Kollegen das Küchenradio gegrün-
det, inzwischen ist es zum Küchen-
stud.io herangewachsen. Wie hat sich 
das Küchenprojekt in den vergangenen 
Jahren entwickelt?
  !   Das Küchenradio wurde am 27. Ap-
ril 2005 von vier Rundfunkjournalisten ge-
gründet, einer davon war ich. Wir haben da-
mals beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
gearbeitet und wollten neue Möglichkeiten 
im Medium Radio finden. Es ging uns vor al-
lem um Podcasting und darum, Konventio-
nen zu brechen und Neues auszuprobieren. 
Das ging eine ganze Weile gut, und wir wa-
ren auch relativ erfolgreich.
 ?   … dann lief es nicht mehr so gut?
  !   Das ist ähnlich wie in einer Band. Man 
macht eine Weile gute Musik, nimmt das 
eine oder andere gute Album auf, aber ir-
gendwann hat man keinen Bock mehr, die-
selben Leute jede Woche zu sehen. 
 ?   Die „Radio-Band“ hat sich getrennt?
  !   Ja, aber zum Glück nicht im Streit. Wir 
treffen uns noch, wir mögen uns alle, wir 
sind noch befreundet, und das klappt viel 
besser, wenn wir nicht zusammenarbeiten. 
 ?   Wie ging es mit dem Küchenradio 
weiter?
  !   Ich wollte das Format nicht sterben las-
sen, sondern Podcasting weiter in anderen 
Formatideen ausbauen. 
 ?   Und dafür wurde das Küchenstud.io 
gegründet?
  !   Genau. Das Küchenstud.io ist inzwi-
schen ein Podcast-Label, in dem verschie-
dene Formate zu Hause sind. Es ist erfolg-
reich, aber das Küchenradio als Format gibt 
es auch noch.

 ?   Wie viele Kollegen stehen in der 
Radioküche?
  !   Im Moment sind sieben Kollegen dabei. 
Einige intensiv, andere sporadisch. 
 ?   Wenn Sie sich an die Anfänge des Ra-
dios in der Küche erinnern, wie haben 
sich die Themen von damals zu heute 
verändert?
  !   Die Themen sind vielfältiger und diffe-
renzierter geworden. Im Küchenradio haben 
wir damals eigentlich fast alles gemacht. In-
terviews über Kornkreise, den Klimawan-
del und den Milchmarkt in der EU. Wir sind 
durch die Stadt gelaufen und haben aus Kie-
zen berichtet, wie die Leute in Neukölln le-
ben oder im Prenzlauer Berg, was sie an-
treibt und was sie interessiert. Inzwischen 
bekommt jedes Thema seinen eigenen Pod
cast und, was mir ganz wichtig ist, es gibt 
das Themenfeld Politik und Zeitgeschehen. 
 ?   Das Küchenstud.io ist inzwischen po-
litischer geworden?
  !   Das Küchenstud.io ist eindeutig politi-
scher geworden, vor allem durch die Lage 
der Nation, ein wöchentlicher Politik-Pod-
cast, den ich seit einem guten Jahr mit dem 
Verfassungsrechtler Ulf Buermeyer produ-
ziere. Politik wird ja traditionell dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk zugeordnet. Ich 

wollte es in die Podcast-Sphäre holen, wo 
alles ein wenig nischig, ein bisschen ner-
dig, ein bisschen techy ist. Politik und Zeit-
geschehen in die lockerere, persönlichere 
und völlig andere Kommunikationsart des 
Podcast zu holen, fand ich reizvoll. Gleich-
zeitig konnten wir mit der Lage mehr Hö-
rer ins Podcasting holen, die sich vielleicht 
nicht für Tech, aber für Politik interessieren 
und die merken, da wird über Politik auf 
eine ganz andere Art gesprochen. 
 ?   Ist das geglückt?
   !   Absolut. Mit dem Format Lage der Na-
tion ist das überraschend gut gelungen. 
Das Feedback ist hoch und es gibt einen 
großen Anteil Podcast-Ersthörer. 
 ?   Gibt es eine Übersicht über die 
Hörerstruktur?
  !   Über Spotify, die Podcasts vom Küchen-
stud.io listen, gibt es eine relativ genaue De-
mografie. 66 Prozent der Hörer sind Männer 
zwischen 24 und 35 Jahren. Das deckt sich 
mit dem Feedback, das über Kommentare, 
über Tweets oder über persönliche An-
sprachen hier ankommt. Vor allem mit der 
Lage der Nation erreichen wir immer mehr 
Schüler, die uns schreiben, weil sie ein Pod-
cast als Vorbereitung für ihren Staatskunde- 
oder Politikunterricht nutzen oder weil sie 
Infos für eine Klassenarbeit brauchen. 
 ?   Dann nimmt Küchenstud.io einen 
Bildungsauftrag wahr?
  !   Auf jeden Fall. Mir ist das total wichtig, 
und es freut mich natürlich, wenn das Kü-
chenradio und vor allem die Lage mit dieser 
Form der Ansprache Jugendliche dazu brin-
gen kann, sich für Politik zu interessieren …
 ?   … von denen ja gern behauptet wird, 
sie interessierten sich nicht für Politik. 

Raus aus dem Alltagstrott, Neues ausprobieren und vor allem aus dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
ausbrechen. Vier Rundfunkjournalisten wagten vor bereits zwölf Jahren diesen Schritt. Ihre Beweggründe: 
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ächzt unter der Bürokratie, setzt dementsprechend langsam Ideen um, 
reagiert zu träge auf Trends. Das neugegründete Küchenradio, das inzwischen Küchenstud.io heißt, sollte 
mit alldem aufräumen. Ist das geglückt? Bettina Schellong-Lammel sprach mit dem Gründer Philip Banse 
über die Anfänge, die Entwicklung und die Zukunft des Radios aus der Küche.

Von der Küche ins Klassenzimmer
Küchenstud.io

 Ich wollte Politik in die  
 Podcast-Sphäre holen,  
 wo alles ein wenig nischig,  
 ein bisschen nerdig,  
 ein bisschen techy ist.

22 Journalistenblatt 3|2017



Philip Banse,
Gründer von Küchenstud.io
Foto: Bernd Lammel
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  !   Sie interessieren sich schon, nur anders 
als die Eltern. Das Feedback, das von Schü-
lern und Lehrern kommt, ist: Hey, die Lage, 
das ist eine ganz andere Art, junge Men-
schen für Politik zu begeistern und auch 
die anzusprechen, die sich bisher nicht für 
Politik interessiert haben. Das, finde ich, ist 
doch cool. 
 ?   Wie findet das Küchenstud.io seine 
Themen?
  !   Es gibt bei Küchenstud.io verschiedene 
Formate. Das immer noch vorhandene Kü-
chenradio – dort entscheide ich allein über 
die Themen. Es gibt das Medienradio, bei 
dem ich ebenfalls allein entscheide, wel-
ches Thema mir unter den Nägeln brennt. 
Das bekannteste Format ist inzwischen die 
Lage der Nation. Hier entscheiden Ulf Buer-
meyer und ich über die Themenwahl. Wir 
lassen die für uns wichtigsten Gescheh-
nisse der Woche Revue passieren und über-
legen, welche Themen sich aktuell auf-
drängen. Oft gibt es Dinge, mit denen sich 
einer von uns schon intensiver beschäftigt 
hat. Das müssen keine Themen sein, die 
auf der absoluten Mainstream-Agenda ste-
hen. Aber wenn wir uns damit beschäftigt 
haben und meinen, dass etwas ins Format 
passt, entscheiden wir uns dafür, wenn wir 
substanziell etwas dazu zu sagen haben.
 ?   Gibt es auch Themenvorschläge von 
den Hörern?
  !   Ja. Die Hörer schlagen uns ebenfalls The-
men vor, und es gibt Korrekturen oder Kritik 
aus der Hörerschaft. Nach einer Lage der Na-
tion kommen zwischen 100 und 200 Kom-
mentare zur Sendung. Es gibt Kritik, weil 
wir etwas falsch dargestellt hätten oder An-
regungen, Thema XY aufzugreifen. So ein 
Feedback ist für uns super, denn wir wissen 
dann, was die Hörer von uns erwarten. 
 ?   Wie viele Podcasts produziert Ihr im 
Monat? 
  !   Pro Monat vier Folgen Lage der Nation. 
Es ist momentan das dominante Format, 
und das versuchen wir in erster Linie zu fi-
nanzieren. Alle anderen haben keine zeitli-
che Regelmäßigkeit. 
 ?   Wie finanziert sich das Küchenstud.io? 
  !   Es sind vier Säulen. Spenden, Abos, der 
Küchenstud.io-Shop, in dem wir T-Shirts 
oder Tassen verkaufen, und Küchenstud.io-
Veranstaltungen.
 ?   Ihr macht Live-Auftritte und bringt 
das Küchenstud.io zu den Hörern?
  !   Klar, warum nicht? Aktuell machen wir 
vor allem die Lage Live.
  ?   Dafür findet Ihr ausreichend Publi-
kum und Zuhörer?

  !   Da kommen bis zu hundert Leute, nicht 
nur aus Berlin. Sogar aus Rostock, Leipzig 
oder Hannover reisen sie an. 
 ?   Wo macht Ihr das?
  !   Wir haben es bisher in der Wikimedia 
am Tempelhofer Ufer gemacht, bei dem 
Verein, der Wikipedia in Deutschland be-
treut. Die haben uns die Location freundli-
cherweise zur Verfügung gestellt. 
 ?   Könnt Ihr vom Küchenstud.io leben? 
  !   Noch nicht, aber es ist mein Ziel, im Kü-
chenstud.io Radio-Journalismus zu machen, 
der sich finanziert. Lange funktionierte das 
allenfalls über den Selbstmarketing-As-
pekt. Dadurch, dass das Küchenradio erfolg-
reich war, wurden wir bekannter und beka-
men auch bezahlte Jobs wie Vorträge oder 
Workshops. Diese Querfinanzierung gab es 
von Anfang an. Ziel soll aber sein, dass sich 
das Küchenstud.io einmal selbst trägt. 
 ?   Das heißt aber, der Weg kann noch 
sehr lang sein.
  !   Stimmt. Aber für Podcasts entwickelt 
sich gerade ein Werbemarkt. Den gab es 
lange nicht, weil Firmen nicht wussten, 
was Podcast ist. Die Werbe- und Media-
agenturen hatten keinen Bock auf Pod-
cast, weil es ihnen zu kleinteilig erschien 
und weil sie nicht verstanden haben, wie 
es funktioniert.
 ?   Das ändert sich jetzt?
  !   Es ändert sich langsam. Podcasting hat 
viel mehr Formate, es sind mehr Leute, die 
Podcast machen, und die Qualität wird im-
mer besser. Damit entwickelt sich der Wer-
bemarkt, und Firmen fragen plötzlich, ob 
sie Werbung schalten können. 
 ?   Ähnlich wie bei Bloggern?

  !   Ja. Für Blogger interessierten sich ja 
auch irgendwann Agenturen. 
  ?   Auf welchen Geräten werden Eure 
Podcast gehört?
  !   Aus unseren Statistiken sehen wir, dass 
plus/minus 90 Prozent der Audiodateien 
aus dem Feed abgerufen werden. Das heißt, 
die Leute abonnieren die Shows und hören 
sie überwiegend auf mobilen Geräten.
  ?   Machen wir noch einen Ausblick in 
die Zukunft. Wo steht Küchenstud.io in 
den kommenden zehn Jahren?
  !   Ich hoffe, es gelingt, ein Label aufzu-
bauen, das guten Radio-Journalismus finan-
ziert und alle Mitarbeiter fair bezahlt. 
 ?   Was würden Sie sich wünschen – wie 
sollte sich das klassische Radio in den 
nächsten zehn Jahren entwickeln?
  !   Ich hoffe, dass die Priorität des Linearen 
verschwindet. Das Lineare ist viel zu teuer 
zu produzieren. Die Sender könnten sehr, 
sehr viel Geld sparen und sehr viel bessere 
Produkte machen, wenn sie sagen würden: 
Wir machen linear, aber die Priorität ist on 
demand und Podcasts auf Abruf. Es wäre 
auch super, wenn öffentlich-rechtliche Sen-
der sich entscheiden, dass sie den Hinter-
grund zum Beispiel im Deutschlandfunk 
produzieren, aber nicht primär fürs line-
are Programm, sondern eine durchrecher-
chierte super Sendung machen, die dort 
zwar läuft, aber primär ist das Ding ein Pod
cast. Das würde ganz neue Möglichkeiten 
eröffnen. Mal sehen, ob wir da in Zukunft 
überrascht werden.�

Das Gespräch führte  
Bettina Schellong-Lammel

Internetauftritt von Küchenstud.io (Screenshot)
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A b 2018 dürfen sich alle Besitzer 
einer PressCreditCard auf einen 
weiteren Vorteil freuen. Wer 

öfter mit Bahn oder Flugzeug reist, weiß, 
dass ein Zuschlag bei Bezahlung mit der 
Kreditkarte erhoben wird. Erfreut hat das 
niemand. Für die Anbieter der Leistung war 
dies eine gute Zusatzeinnahme. Ob die Er-
hebung gerechtfertigt war oder nicht, sei 
dahingestellt. So hat die Lufthansa bereits 
seit 2011 eine Gebührenstaffel für inner-
deutsche (5,– Euro), europäische (8,– Euro) 
und interkontinentale Flüge (18,– Euro) an 
Gebühren bei Kartenzahlung eingeführt. 
Sie wurde Optional Payment Charge oder im 
Fachjargon OPC genannt, ist aber nichts an-
deres als eine Zusatzgebühr. Die Bahn ver-
zichtete sogar auf einen neuen Namen. Sie 
war schlicht und einfach ein weiterer der 
vielen Zuschläge. 

Kreditkartengebühren kennen auch an-
dere Fluggesellschaften. Vueling etwa ver-

langt 3 Prozent, Easyjet, Ryanair und Euro-
wings verrechnen 2 Prozent, Condor gar 
nur 1 Prozent. Air Berlin belastet je nach 
Flugdauer zwischen 7 und 18 Euro. Andere 
Airlines dagegen verlangen überhaupt 
keine Gebühr für die Kreditkartenzahlung. 
Ein uneinheitlicher Mischmasch in Europa, 
dem die EU mit einem neuen einheitlichen 
Verfahren ein Ende gemacht hat.

Nun hat der Bundestag das Verbot die-
ser Zuschlagsregelung beschlossen und 
damit für die Umsetzung der zweiten Zah-
lungsdienste-Richtlinie der Europäischen 
Union von 2015 in nationales Recht gesorgt. 

Das Gesetz tritt zum 1. Januar 2018 in 
Kraft. Bis dahin müssen auch Airlines wie 
die Lufthansa ihre vor einigen Jahren einge-
führte Kreditkarten-Gebühr (OPC) wieder 
abgeschafft haben. Ebenso müssen auch 
Billigflieger und die Bahn auf die Erhebung 
von zusätzlichen Entgelten bei Kartenzah-
lung verzichten. Die Kreditkarten-Zahlung 

muss ohne weitere Gebühren akzeptiert 
werden. Dies gilt auch für Zahlungsarten 
wie Überweisungen und Lastschriften in 
Euro sowie Debitkarten (ehemalige EC-Kar-
ten). Bei Kreditkarten darf keine Gebühr für 
weit verbreitete Karten wie Mastercard und 

Visa erhoben werden. Bei weniger verbrei-
teten Karten wie American Express oder 
Diners Club dürfen die Fluggesellschaften 
sowie andere Anbieter auch künftig geson-
dert zur Kasse bitten. Auch Zahlungen mit 
Angeboten wie Paypal können weiter mit 
Gebühren belastet werden.

Eine erfreuliche Änderung, die der 
PressCreditCard einen weiteren monetären 
Vorteil beschert und das Reisen günstiger 
macht.�

www.presscreditcard.de 

Kosteneinsparungen  
mit der PressCreditCard
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Die Sandwich Connection
von Dr. Stefan Fourier

„Beziehungen schaden nur dem, der keine hat“ ist ein altes Sprichwort, das heutzutage mehr 
denn je an Bedeutung gewinnt. Netzwerke sind wichtig, und sie werden immer wichtiger. Das trifft 
nicht nur auf den Bereich des Verkaufens zu. Dort läuft ohne Beziehungen, besonders im Dienst-
leistungsbereich, heute kaum noch etwas. Aber auch jenseits des Verkaufens von Waren und 
Dienstleistungen wächst die Bedeutung des Networking. Wenn es um die Bewältigung besonders 
anspruchsvoller und komplexer Projekte geht, wenn innerhalb von Unternehmen der Konkurrenz-
druck wächst, wenn man als Einzelner an die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit gerät – dann kön-
nen die richtigen Beziehungen hilfreich sein und manche Situation retten. Gerade in solchen Situa-
tionen benötigt man verlässliche Unterstützer, Menschen, die einem helfend zur Seite stehen.

D ie Logik hinter all diesen Entwicklungen ist recht sim-
pel: Je komplexer unsere Gesellschaft, unsere Arbeits-
welt wird, desto weniger kann der Einzelne, allein auf 

sich gestellt, den Herausforderungen gerecht werden. Schlimmer 
noch, er wird immer weniger in der Lage sein, die komplexen Zu-
sammenhänge zu durchschauen, um dann die richtigen Hand-
lungsoptionen auszuwählen und zielführend umzusetzen. Er ist 
auf Zusammenarbeit angewiesen, muss Kooperation organisieren. 
Konkret bedeutet das nicht nur, dass man für eine bestimmte Auf-
gabenstellung die dafür qualifizierten Leute finden muss – das ist 
heute bei den Möglichkeiten des Internets recht schnell lösbar –, 
man muss auch die richtigen Leute finden. Und richtig bedeutet 
zuverlässig und loyal. Und dabei kann man sich ganz schön in die 
Nesseln setzen. Das Einzige, was hierbei hilft, ist, die Leute zu ken-
nen. Und nicht nur das, man sollte sich mit ihnen bereits in einer 
vertrauensbasierten Beziehung befinden, bevor die konkrete Auf-
gabe vorliegt. 

Das ist einfach gesagt, aber in der Umsetzung 
nicht so ganz trivial. Hier hilft das, was ich die „Sand-
wich Connection” nenne. Der Begriff steht für das 
Beziehungsgeflecht, das jeder mehr oder weniger 
hat, flüchtige Kontakte, Bekannte, Kollegen und 
Freunde. Die meisten Menschen gehen mit diesem 
großen Unterstützungspotenzial nur nicht bewusst 
um. Sie lassen es unbearbeitet. Wenn sie dann plötz-
lich in eine schwierige Situation kommen, in der sie 
Hilfe benötigen – welcher Art auch immer –, dann 
fangen sie hektisch an zu suchen, telefonieren ihre 
Kontaktlisten durch und verzweifeln daran, weil ihre 
Hilferufe ungehört verhallen. „Ich kenne eben nicht 
die richtigen Leute”, hört man dann oft resigniert. 
Kann sein! Kann aber auch sein, dass der Betreffende 
durchaus die richtigen Leute kennt, nur eben nicht 
in der nötigen, vertrauensvollen Weise.

Es ist nötig, die Sandwich Connection, wenn 
sie wirklich hilfreich sein soll, systematisch zu ent-
wickeln und zu pflegen. Das ist gar nicht so schwie-
rig, man muss es nur tun. Dafür hier ein paar grund-

legende Hinweise (Ausführliches findet sich in meinem Buch „Die 
Sandwich Connection – Wie Sie tragfähige Netzwerke aufbauen und 
Ihre Souveränität zurückgewinnen“, erschienen bei BusinessVillage).

Erster Schritt: Verschaffen Sie sich einen Überblick  
über Ihre Beziehungslandschaft

Die meisten Leute sind verblüfft, welch lange Liste sich ergibt, wenn 
sie sich hinsetzen und tatsächlich versuchen, alle Leute aufzuschrei-
ben, die sie kennen. Versuchen Sie es einmal selbst. Dabei kommt es zu-
nächst nicht darauf an, ob man jemanden gut kennt oder nur flüchtig. 
Alle gehören untereinander geschrieben. Wenn Sie clever sind, dann 
schreiben Sie die Namen gleich in eine Datenbank oder, noch besser, 
in ein CRM-System (ich nutze dafür Summit-crm von Salestracks). Sie 
werden froh sein, später darauf zurückgreifen zu können. Holen Sie 
alle Kontakte aus Ihren Telefonverzeichnissen, kramen Sie alte Unter-
lagen hervor, aus der Schulzeit, vom Studium, aus dem Sportverein. 

Dazu Ihre beruflichen Kontakte und Bekanntschaften 
aus der Nachbarschaft. Zögern Sie nicht, selbst Leute 
auf die Liste zu setzen, die Sie nur flüchtig kennenge-
lernt haben. Stören Sie sich auch nicht daran, wenn Sie 
außer dem Namen keine weiteren Informationen zu 
dem jeweiligen Menschen haben. Egal, jeder Name 
kommt auf die Liste. 

Wenn Sie diese Arbeit geleistet haben – man wird 
damit übrigens niemals richtig fertig –, dann geht es 
ans Sortieren. Ich empfehle, die Zuordnung der Na-
men zu drei Kategorien. Erstens die reinen Kontakte. 
Das sind Menschen, mit denen Sie außer einem Zu-
sammentreffen keine weitere Verbindung haben. In 
der Regel gehören die meisten der Namen in diese 
Kategorie. Die nächste Kategorie sind die Bekannten. 
Von denen wissen Sie mehr, Sie haben mit ihnen län-
ger oder wiederholt gesprochen, haben vielleicht ge-
meinsame Interessen, gemeinsam etwas erlebt oder 
begegnen ihnen regelmäßig, zum Beispiel bei der Ar-
beit. Die dritte Kategorie sind die Freunde, Menschen, 
denen Sie vertrauen, mit denen Sie emotional etwas 
verbindet, die für Sie und für die Sie durch dick und 

Stefan Fourier: Die Sand-
wich Connection – Wie 
Sie tragfähige Netzwerke 
aufbauen und Ihre Souve-
ränität zurückgewinnen
ISBN: 978-3-86980-349-4
Preis: 17,90 Euro
www.businessvillage.de

26 Journalistenblatt 3|2017



dünn gehen würden. Grämen Sie sich nicht, wenn in dieser Kategorie 
zunächst nur wenige Namen stehen, das ist normal.

Zweiter Schritt: Vermehren Sie Ihre Kontakte
Egal, wie lang die Liste Ihrer Kontakte ist, es können immer noch 
mehr sein. Kontakte sind potenzielle Möglichkeiten, aus denen man 
etwas machen kann. Also sollten wir uns um ihre Vermehrung küm-
mern. Dazu gibt es viele Möglichkeiten. Überall dort, wo Menschen 
sich treffen, kann man Kontakte knüpfen. Business-Veranstaltungen, 
Kongresse, Sportveranstaltungen, aber auch private Feiern oder die 
zufälligen Begegnungen beim Elternabend in der Schule der Kinder 
oder an der Supermarktkasse, überall bieten sich Gelegenheiten, mit 
Menschen in Kontakt zu kommen, sich vorzustellen und um die Ad-
resse des Gegenübers zu bitten oder seine eigenen Kontaktdaten zu 
übergeben. Der wichtigste Hinweis an dieser Stelle: Machen Sie sich 
von bestimmten Erwartungen frei, bleiben Sie absichtslos! Im Vor-
dergrund sollte das Interesse am Gegenüber, am Menschen, stehen, 
und nicht irgendein Zweck oder gar eine Verkaufsabsicht. Es geht bei 
Schritt 2 darum, möglichst viele Menschen zu kennen und nicht da-
rum, diese Kontakte für irgendetwas zu nutzen.

Viele weitere Möglichkeiten der Kontaktaufnahme eröffnen uns die 
sozialen Medien. Aber auch hier gewinnt man zunächst keine Freunde, 
auch wenn das bei Facebook so heißt und schon manchen auf eine 
verhängnisvoll falsche Fährte gelockt hat. Die spannende Frage ist hier, 
wie auch bei den persönlichen Kontaktaufnahmen, wie können wir die 
Kontakte, die zunächst meist oberflächlich sind und oft aus nicht mehr 
als ein paar Adressdaten bestehen, pflegen und vertiefen.

Dritter Schritt: Versehen Sie Ihre Kontakte  
mit einem „Henkel”

Wenn es zu einem Kontakt weitere Informationen über die reinen Ad-
ressdaten hinausgehend gibt, also Interessen des Betreffenden, den 
beruflichen Hintergrund, gemeinsame Erlebnisse oder besondere 
Umstände des Kennenlernens, dann nenne ich das einen Kontakt 
mit Henkel. Gute Henkel für Kontakte sind immer sachlich. Sie bezie-
hen sich auf etwas Konkretes. Insbesondere für den Aufbau berufli-
cher Beziehungen sollten Henkel objektiv sein. Die Krawattenfarbe 
oder die Marke der Handtasche beim letzten Zusammentreffen eig-
nen sich als Henkel für die Entwicklung einer Kooperation oder ei-
ner Kundenbeziehung eher weniger. Es muss schon einen triftigeren 
Grund geben, um einen vielleicht vor Monaten geknüpften ersten 
Kontakt wieder zu beleben, zu vertiefen und gegebenenfalls in eine 
gute Geschäftsbeziehung zu verwandeln.

Man kann Henkel benutzen, um mit der betreffenden Person, 
also einem flüchtigen Kontakt bei einer früheren Gelegenheit, wie-
der ins Gespräch zu kommen. Man muss dann nicht platt „Haben wir 
uns nicht schon einmal gesehen?” nachfragen, sondern kann an diese 
speziellen Informationen anknüpfen. Das schafft sofort eine bessere 
Verbindung miteinander und bietet den besten Ansatzpunkt für die 
Vertiefung des Kontakts. So kann man einen Kontakt hin zu einer Be-
kanntschaft, also von der ersten in die zweite Kategorie, entwickeln.

In der Regel ist es gar nicht so schwierig, einen Henkel an einem 
Kontakt zu finden. Es ist oft schwieriger, den Henkel über einen lan-
gen Zeitraum aufzubewahren. Professionelle Netzwerker nutzen da-
für eine Datenbank, in der auch die weitere Entwicklung des Kontakts 
beziehungsweise der Bekanntschaft dokumentiert wird. Solange es 
sich um professionelle Beziehungen handelt, ist dies unbedingt zu 
empfehlen, denn niemand kann sich schließlich all die Fakten mer-
ken, die im Laufe der Jahre beim Netzwerken zusammenkommen. 

Es versteht sich von selbst und ist mehr als eine Frage des guten 
Geschmacks, dass in dem Moment, wo Freundschaft entsteht, also 
eine emotionale Verbindung im inneren Kreis, eine Datenbank nicht 
mehr opportun ist.

Vierter Schritt: Steigern Sie den kommunikativen  
Austausch in Ihrer Sandwich Connection

Netzwerke müssen gepflegt werden. Das gelingt durch Kommunika-
tion. Zunächst ist es wichtig, dass Sie selbst mit den Mitgliedern Ihrer 
Sandwich Connection in einem regen, persönlichen Austausch ste-
hen. Das hat natürlich Grenzen, denn niemand kann jeden Tag stun-
denlang telefonieren oder sich mit seinen Bekannten treffen. Aber in 
bestimmten Abständen muss man sich einfach positiv in Erinnerung 
bringen. Im beruflichen Zusammenhang sind dazu regelmäßige In-
formationen zu interessanten Themen hilfreich. Aber auch seinen 
Freunden und persönlichen Bekannten kann man in Abständen In-
formationen schicken, über tägliche Erlebnisse oder besondere Er-
eignisse. Dazu lassen sich auch die sozialen Medien wie Facebook, 
Whatsapp oder Instagram nutzen.

Die Hohe Schule besteht jedoch darin, für einen regen Austausch 
zwischen den einzelnen Mitgliedern der Sandwich Connection zu sor-
gen. Man kann spannende Themen aufwerfen, zu denen die Leute 
gern Stellung nehmen. Man kann Treffen organisieren, bei denen vor 
allem untereinander geredet wird und Sie selbst gar nicht im Mittel-
punkt stehen. Je intensiver dieser Austausch zwischen den Menschen 
ist, desto enger werden die Bindungen. Auf dieser Basis wachsen ge-
genseitiges Verständnis und die Bereitschaft, sich zu unterstützen.

Fünfter Schritt: Entwickeln Sie Vertrauen
Gespräche untereinander sind die Basis dafür, dass innerhalb der 
Sandwich Connection das Vertrauen wächst. Für den Aufbau von 
Vertrauen zwischen Menschen gibt es drei wichtige Prinzipien: Räu-
men Sie Ihren Gesprächspartnern Vorteile ein, so dass sie sich in Ihrer 
Gegenwart wohl fühlen. Geben Sie Vertrauensvorschuss, Sie werden 
ihn vielfach zurückerhalten. Sprechen Sie über das Vertrauen, wel-
ches in der Sandwich Connection herrscht, erzählen Sie Beispiele 
über dessen positive Wirkung für alle Beteiligten.

Die Grundlage für das Entstehen einer vertrauensvollen Atmo-
sphäre in Ihrer Sandwich Connection ist Ihre persönliche Haltung 
gegenüber den Sie umgebenden Menschen. Wenn Sie an ihnen in-
teressiert sind, die Beziehungen ohne vordergründige Absichten, 
etwa den Verkauf von irgendwelchen Produkten oder Dienstleis-
tungen, aufbauen, wenn es Ihnen wirklich um Ihr Gegenüber als 
Mensch geht, dann wird langfristig und dauerhaft Vertrauen entste-
hen. Dann werden Ihre Beziehungen tragfähig und auch in schwie-
rigen Situationen belastbar. Und dann wird am Ende natürlich für 
Sie, aber auch für alle anderen Beteiligten Nutzen aus der Sandwich 
Connection entstehen. Nicht der einseitige persönliche Vorteil darf 
im Zentrum stehen, sondern der gemeinsame Nutzen für alle Betei-
ligten. Das macht eine gute Sandwich Connection aus. Und es kann 
gelingen. Beispiele dafür finden sich in meinem Buch. �

Dr. Stefan Fourier ist Unternehmer, Autor, Business Consultant, 
Mentor und erfolgreicher Netzwerker. Er entwickelte praxistaugliche 
Modelle zum Umgang mit Komplexität, die Organisationen und 
Menschen erfolgreich und das (Arbeits-)Leben entspannter machen. 
Die Wirkung seiner Modelle beruht auf solidem Wissen und persönli
chen Erfahrungen. Fourier ist bekannt für seinen lockeren, pointierten 
Erzählstil. Sein letztes Buch „Schlau statt perfekt“ ist 2015 erschienen. 
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E innern Sie sich noch, als ganz 
Deutschland darüber diskutierte, 
ob man eigentlich ein ausländi-

sches Staatsoberhaupt im Fernsehen der 
Kopulation mit Tieren bezichtigen darf? 
Monatelang lieferten sich Erdoğans An-
wälte und der Satiriker Jan Böhmermann 
einen juristischen Schlagabtausch, Strafan-
zeige wurde erstattet. Die Bundeskanzlerin 
geriet sogar in die Kritik ob ihrer Erteilung 
der Ermächtigung zur Strafverfolgung, bis 
das Landgericht Hamburg vom 17. Mai 2016 
eine einstweilige Verfügung erlassen hatte, 
die die Verbreitung des Gedichts, dessen 
Wortlaut hier nicht wiederholt werden 
muss, da er allen sicher noch gut in Erin-
nerung ist, in weiten Teilen untersagte. Mit 
Urteil vom 10. Februar 2017 hatte das Land-
gericht Hamburg dann im Hauptsachever-
fahren Erdoğan gegen Böhmermann die 
Entscheidung aus dem einstweiligen Ver-
fügungsverfahren schließlich bestätigt (Az. 
324 O 402/16 vom 10.02.2017).

Von der Mehrheit der Journalisten als 
unzulässige Einschränkung der Satirefrei-
heit kritisiert, zeigt das Urteil doch sehr gut, 
wo derzeit die Grenzziehung zwischen Mei-
nung bzw. Kunst und Beleidigung verläuft. 

Satire als Kunstform
Das angegriffene Gedicht war von den 
Richtern als zweifelsfrei satirischer Natur 
charakterisiert worden, welches ein Zerr-
bild der Wirklichkeit vermittle, mit der sich 
der Satiriker mittels des Gedichts ausein-
andersetze. Nur dann, wenn Satire auch 
Kunst im Sinne des Art. 5 Abs. 3 GG sei, 
könne auch geschmacklos überspitzte Sa-
tire zulässig sein. 

Wie das Bundesverfassungsgericht in 
einer früheren Entscheidung formuliert 
hat, liegt das Wesen künstlerischen Schaf-
fens in der freien schöpferischen Gestal-

tung, in welcher Eindrücke, Erfahrungen 
und Erlebnisse des Künstlers in bestimm-
ter Form zur Anschauung gebracht wer-
den (vgl. BVerfGE 30, 173). Eine Niveau-
kontrolle der Kunst, zum Beispiel eine 
Unterscheidung zwischen höherer und 
niederer Kunst oder guter und schlechter 
Kunst, ist hierbei unzulässig. Erfolgt eine 
Auseinandersetzung des Künstlers mit ei-
ner Person der Zeitgeschichte, etwa in 
Reimform, kann grundsätzlich von Kunst 
gesprochen werden. 

Balance zwischen Kunst und 
Persönlichkeitsrecht

Stets ist in Fällen überspitzter künstlerischer 
Kritik eine Abwägung zwischen der schran-
kenlos geschützten Kunstfreiheit von Art. 5 
Abs. 3 GG sowie der durch Art. 5 Abs. 1 GG 
bzw. Art. 10 EMRK geschützten Meinungs-
freiheit und dem durch Art. 1 und 2 GG und 
Art. 8 EMRK geschützten allgemeinen Per-
sönlichkeitsrecht desjenigen vorzunehmen, 
der sich verunglimpft sieht.

Bei dieser Abwägung ist nicht isoliert 
das „Kunstwerk“ zu betrachten, sondern 
auch die jeweilige konkrete Präsentation ist 
zu berücksichtigen. Desweiteren ist der Zu-
sammenhang, in den das Gedicht gestellt 
wurde, maßgeblich. 

Die in Form einer Satire geäußerte Mei-
nung und Kritik am Verhalten Dritter findet 
ihre Grenze, wo es sich um reine Schmä-
hung oder Formalbeleidigung handelt 
bzw. die Menschenwürde angetastet wird.

Die Satire, der Übertreibungen und 
Verzerrungen wesenseigen sind, erfordert 
hierbei eine spezifische Betrachtung. Nach 
ständiger Rechtsprechung ist für die recht-
liche Beurteilung zwischen dem Aussage-
gehalt und dem vom Verfasser gewähl-
ten satirischen Gewand, der Einkleidung, 
zu trennen; hierbei gilt für die Einkleidung 

regelmäßig ein weniger strenger Maßstab 
(vgl. BVerfG, NJW 1987, 2661). 

Das bedeutet für ein Gedicht, dass zwi-
schen dem Aussagegehalt und der Ein-
kleidung zu unterscheiden ist. Wenn klar 
erkennbar ist, dass das Gedicht keinen Wahr-
heitsgehalt aufweise, sei es für den Verun-
glimpften auch nicht wirklich verletzend. 

Steht der Kritisierte noch dazu, etwa als 
Staatsoberhaupt aufgrund seines Wirkens, 
in besonderem Maße in der Öffentlich-
keit, muss er sich auch in stärkerem Maße 
Kritik gefallen lassen. Meinungsfreiheit ist 
eben gerade aus dem besonderen Bedürf-
nis der Machtkritik erwachsen (vgl. BVerfG, 
AfP 1996, 50). Dies gilt auch und insbeson-
dere für ein ausländisches Staatsoberhaupt 
(EGMR, AfP 2016, 137). 

Kritik in Kunstform berechtigt demge-
genüber nicht zur völligen Missachtung der 
Rechte des Kritisierten. Zweifelsfrei schmä-
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Das wird man doch wohl  
noch sagen dürfen! 
Ein Update zur Grenze zwischen Kunstfreiheit  
und verbotener Schmähkritik
von Olaf Kretzschmar 

Der Satiriker Jan Böhmermann hat mit 
seinem Schmähgedicht auf den türki-
schen Präsidenten Erdoğan eine breite 
Diskussion um die Meinungsfreiheit 
angestoßen
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hende, also auf bloße Herabwürdigung 
ausgelegte Äußerungen sind und bleiben 
ehrverletzend. Wo aber, wenn auch in über-
spitzter Form, Vorgänge aufgegriffen wer-
den, von deren Realität auszugehen ist und 
für die der Kritisierte auch zweifelsfrei ver-
antwortlich ist, muss er sich aufgrund seiner 
herausragenden politischen Stellung eben 
auch stärkere Kritik gefallen lassen.

Die verfassungsrechtliche Gewährleis-
tung der Kunstfreiheit darf nicht übermä-
ßig eingeschränkt werden, nur weil der 
Kritisierte das Kunstwerk als geschmack-
los empfindet (vgl. BVerfG, NJW 1973, 1221, 
1224). Die Kunstfreiheit zieht nämlich ihrer-

seits wiederum dem Persönlichkeitsrecht 
des Kritisierten Grenzen. Deshalb bedarf es 
in jedem Einzelfall einer individuellen Abwä-
gung, ob die Beeinträchtigung des Persön-
lichkeitsrechts derart schwerwiegend ist, 
dass die Freiheit der Kunst zurückzutreten 
hat (vgl. BVerfG, NJW 1990, 1982). Satire kann 
dabei einen wirklich sehr großen Freiraum 
beanspruchen. Auch eine durch die Kunst-
freiheit geschützte Satire verletzt das allge-
meine Persönlichkeitsrecht des Betroffenen 
aber dann, wenn die von ihrer satirischen 
Umkleidung freigelegte Aussage die Würde 
des Betroffenen in ihrem Kernbereich trifft.

Zur Ermittlung des Aussagekerns ist 
festzustellen, ob herabsetzende Äußerun-
gen verbreitet werden, die das Persönlich-
keitsrecht des Betroffenen verletzen. Der 
Aussagekern ist von der Einkleidung zu 
trennen und beides gesondert zu prüfen. 
Dabei ist zu beachten, dass auch die „ent-

kleidete“ Aussage die Eigenart einer sati-
rischen Inszenierung behält (vgl. BVerfG, 
NJW 1987, 2661). Hierbei dürfen die Einzel-
teile nicht isoliert betrachtet werden, son-
dern sind im Gesamtzusammenhang zu 
bewerten. Dieser für die Ermittlung des 
Aussageinhalts entwickelte Grundsatz gilt 
in gleicher Weise für die Beurteilung der 
Einkleidung. Denn andernfalls könnte bei 
einer isolierten Betrachtung einzelner Teile 
der Einkleidung der Schutz des Grund-
rechts versagt werden, mit der Folge, dass 
die gesamte Satire unzulässig wäre. Eine 
derart „sezierende Betrachtungsweise“ 
würde jedoch den Gestaltungsspielraum 
des Äußernden in grundrechtswidriger 
Weise verengen. Zu berücksichtigen ist zu-
dem, dass die Maßstäbe für die Beurteilung 
der satirischen Einkleidung im Regelfall we-
niger streng sind als die für die Bewertung 
des Aussagekerns (vgl. BGH, AfP 2004, 51).

Wer in seiner sozialen Rolle, etwa durch 
sein Auftreten als Politiker, als Person des öf-
fentlichen Lebens oder gar darüber hinaus 
als Repräsentant eines Staates anzusehen sei, 
müsse sich in dieser Funktion im besonde-
ren Maße Kritik gefallen lassen, da die Mei-
nungsfreiheit aus dem besonderen Bedürf-
nis der Machtkritik erwachsen ist (vgl. BVerfG, 
AfP 1996, 50). Das gilt auch für ein ausländi-
sches Staatsoberhaupt (EGMR, AfP 2016, 137). 

Es ist außerdem das tatsächliche Wir-
ken einer kritisierten Person zu beachten. 
Soll heißen, dass wer austeilt auch einste-
cken muss. 

Im Fall von Erdoğan war auch zu beach-
ten, dass er als Politiker eine Person des öf-
fentlichen Lebens ist. Er ist darüber hinaus 
Repräsentant eines Staates. 

Nach ständiger Rechtsprechung geht 
das schützenswerte Interesse des Kritisier-
ten an einer Unterlassung nicht über dieje-
nigen Äußerungen hinaus, durch die in seine 
Rechte rechtswidrig eingegriffen wird. 

Ein Unterlassungsanspruch besteht in 
aller Regel auch nur hinsichtlich bestimmter 
persönlichkeitsverletztender Äußerungen 
(vgl. BGH, NJW 1975, 1882 zu einem Thea-
terstück). Zwar sind Ausnahmen denkbar 
(vgl. BGH, NJW 1975, 1882; BGH, NJW 2005, 
2844 – Esra). Ausnahmsweise kann auch 
das gesamte Werk untersagt werden, wenn 
durch die Untersagung nur der rechtswid-
rigen Passagen die künstlerische Gesamt-
konzeption nicht mehr erfüllt würde. 

Laut Beschluss der Hamburger Richter 
darf Böhmermann immerhin noch „Sack-
doof, feige und verklemmt – ist Erdoğan, 
der Präsident“ dichten, ebenso wie „Er ist 

der Mann, der Mädchen schlägt – und da-
bei Gummimasken trägt“ und den Teilsatz 
„und Minderheiten unterdrücken, – Kurden 
treten, Christen hauen“ wiederholen.

Der türkische Präsident will nun aber 
auch die letzten sechs Zeilen des Gedichts 
verbieten lassen. Erdoğan hat Anschlussbe-
rufung gegen das Urteil eingelegt, das der 
Künstler zuvor mit der Berufung angegrif-
fen hatte. Das Thema wird auf lange Sicht 
vermutlich bald auch den Bundesgerichts-
hof beschäftigen, der sich dann erneut mit 
der Grenzziehung zwischen Meinungs-
äußerung und unzulässiger Schmähkri-
tik wird beschäftigen müssen. Für Journa-
listen bleibt zu hoffen, dass der erkennbare 
Trend zur Aushöhlung der Meinungsfrei-
heit durch Verbot extrem zugespitzter, zum 
Teil „geschmackloser“ Kritik Einhalt gebo-
ten wird. Kritik, auch geschmacklose Kritik, 
muss erlaubt sein. 

Dennoch bleibt es immer eine Ent-
scheidung im Einzelfall, ob provokante 
Kunst letztlich auch wirklich verbreitet wer-
den darf, denn einem Künstler oder Journa-
listen wird bei der Erschaffung seines Wer-
kes kaum gelingen, die oben genannten 
Kriterien zutreffend gegeneinander abzu-
wägen. Gerade das ist aber das Schöne da-
ran. Man redet wieder miteinander und der 
öffentliche Diskurs ist angestoßen. Journa-
lismus at its best.�

Olaf Kretzschmar ist der Spezialist für 
Medien- und Presserecht im Journalisten-
zentrum Deutschland. Er steht den  
Mitgliedern von DPV und bdfj auch 
innerhalb der kostenfreien Rechts- 
beratung für Fragen zur Verfügung.  
Der Journalist und Hausjustiziar führt eine 
eigene Kanzlei (www.kiel-recht.de)  
und verfasst im „Brennpunkt Recht“ 
regelmäßig Fachartikel.

Versteht keinen Spaß bei Kritik an 
seiner Person: der türkische Präsident 
Reccep Tayip Erdoğan
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U nternehmen, die regelmäßig 
Texte oder Bilder von selbstän-
digen Künstlern und Publizisten 

verwerten, müssen die so genannte Künst-
lersozialabgabe zahlen. Und zwar dann, 
wenn sie die künstlerische Leistung nut-
zen, um damit Einnahmen zu erzielen oder 
um für das eigene Unternehmen zu werben. 
Mit der Künstlersozialabgabe werden diese 
Unternehmen direkt an der Finanzierung 
der Künstlersozialversicherung beteiligt. 
Sie übernehmen damit insgesamt 30 Pro-
zent der Kosten für die Künstlersozialkasse. 
20 Prozent kommen vom Staat, die restli-
chen 50 Prozent leisten die Künstler selbst 

mit ihren Versicherungsbeiträgen. Die Co-
Finanzierung durch Bund und Unterneh-
men wurde eingeführt, um selbständigen 
Künstlern eine kostengünstige soziale Absi-
cherung zu ermöglichen.

Obwohl es die entsprechende Rechts-
grundlage, das Künstlersozialversicherungs-
gesetz (KSVG), schon seit den 1980er-Jah-
ren gibt, sind offenbar viele Unternehmen 
ihrer Zahlungspflicht nicht immer nachge-
kommen. Nachdem die gesetzlichen Re-
gelungen zur Künstlersozialabgabe 2014 
noch einmal konkretisiert worden sind, hat 
die Deutsche Rentenversicherung als zu-
ständige Instanz ihre Kontrollen verstärkt. 
Seit 2015 prüft sie nun noch genauer, ob 
abgabepflichtige Unternehmen tatsäch-
lich zahlen. Mindestens alle vier Jahre wer-
den sie unter die Lupe genommen. Damit 
soll eine höhere Abgabegerechtigkeit er-
zielt werden. Denn je mehr Unternehmen 
sich an der Künstlersozialabgabe beteili-
gen – wozu sie ohnehin verpflichtet sind – 

auf desto mehr Schultern wird die Last ver-
teilt: So sinkt der prozentuale Abgabesatz 
und jedes einzelne Unternehmen muss we-
niger bezahlen.

Die schärferen Kontrollen scheinen er-
folgreich, denn der Abgabesatz ist von 5,2 
im Jahr 2016 auf aktuell 4,8 Prozent gesun-
ken. Für das Jahr 2018 soll er nach Angaben 
des Deutschen Kulturrats nur noch 4,2 Pro-
zent betragen. Die Höhe des Abgabesatzes 
wird jedes Jahr neu festgelegt. Sie errech-
net sich aus der Summe an Nettohonoraren, 
die selbständige Künstler für ihre Leistun-
gen von Unternehmen im Lauf eines Jahres 
erhalten haben.

Laut KSVG betrifft die Künstlersozialab-
gabe unter anderem Verlage, Presseagen-
turen, Fernsehen und Rundfunk. Aber auch 
Unternehmen, die für ihre Eigenwerbung 
Aufträge an selbständige Künstler vergeben, 
sind abgabepflichtig. Neben privaten Unter-
nehmen müssen zum Beispiel auch einge-
tragene Vereine die Abgabe leisten, selbst 
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Seit 2015 wird verstärkt über-
prüft, ob Unternehmen die Künst-
lersozialabgabe zahlen. Sie ist ein 
wichtiger Beitrag für die soziale 
Absicherung von freiberuflichen 
Künstlern und Publizisten.

Schärfere Kontrollen,  
sinkender Beitrag
von Mirjam Büttner

Künstlersozialabgabe

Wer Leistungen eines Künstlers 
in Anspruch nimmt, muss auch 
Künstlersozialabgaben zahlen. 
Dies regelt das Künstlersozial
versicherungsgesetz KSVG
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wenn sie gemeinnützige Zwecke verfolgen. 
Außerdem können selbständige Künstler 
oder Publizisten abgabepflichtig sein, wenn 
sie wiederum die Werke anderer freiberuf-
lich tätiger Künstler verwerten. 

Künstler oder Publizisten sind im 
Sinne des Gesetzes nicht nur Journalisten, 
Schriftsteller, Texter, Übersetzer, Fotogra-
fen und Grafiker, sondern auch Webdesig-

ner. Somit fällt die Abgabe ebenso für ihre 
Leistungen an.

Ob ein Unternehmen die Künstlersozial
abgabe zahlen muss, wird über einen Er-
hebungsbogen und anhand von Buch-
haltungsunterlagen geprüft. Wer seiner 
Abgabepflicht nicht nachkommt und er-
wischt wird, muss noch bis zu fünf Jahre 
rückwirkend zahlen.

Bei der letzten Gesetzesänderung wurde 
die schwammige Formulierung, dass Unter-
nehmen, die nur „gelegentlich“ selbständige 
Künstler beauftragen, von der Abgabe be-
freit seien, konkretisiert. Nun gilt eine Gering-
fügigkeitsgrenze von 450 Euro. Zahlt ein Un-
ternehmen also mehr als diesen Betrag pro 
Jahr für selbständige Leistungen von Künst-
lern, ist es seit 2015 abgabepflichtig.�

Weitere Infos:
deutsche-rentenversicherung.de
kuenstlersozialkasse.de

Unternehmen und Vereine werden verstärkt geprüft, ob sie auch ihre Abgaben an die Künstlersozialversicherung gezahlt haben
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Mirjam Büttner ist freie Journalistin und  
arbeitet im Medienbüro Hamburg – einer 
kirchlichen Aus- und Weiterbildungsein-
richtung für Print, Radio, TV und Online, 
die seit über 20 Jahren besteht. Beim 
Journalistenzentrum Deutschland steht sie 
den Mitgliedern von DPV und bdfj über die 
Journalistenberatung gerne zur Verfügung.
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Neben freien Journalisten und Autoren zählen auch Webdesigner zu den 
künstlerischen Berufen. Die genaue Übersicht der Berufe ist bei der Künstler
sozialkasse zu finden 
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E gal, ob Sie die mit einem Auftrag 
verbundenen Vorleistungen li-
quiditätsmäßig nicht ohne wei-

teres schultern können oder sich bezüglich 
der Zahlungsfähigkeit von Kunden nicht 
ganz sicher sind: Das Risiko später oder aus-
fallender Zahlungen können Sie vermeiden 
oder deutlich reduzieren, indem Sie Vor-
kasse verlangen oder zumindest eine An-
zahlung vereinbaren.

Nur Mut: Verlangen Sie Vorkasse 
oder Anzahlung 

Trauen Sie sich! In vielen Branchen ist das 
eine Selbstverständlichkeit: Denken Sie 
zum Beispiel an den Einzelhandel und 
viele Dienstleistungen. Dort müssen Sie 
direkt bar oder mit Karte bezahlen. Oder 
an den Versand- und Internethandel, wo 
für Neukunden die Zahlung per Kredit-
karte, Vorabüberweisung, Lastschrift und 
Nachnahme verbreitet ist. Bei größeren 
Anschaffungen ist es auch üblich, eine An-
zahlung zu leisten und den Rest bei Liefe-
rung zu begleichen, also wenn die Möbel 
aufgebaut sind oder das Flugticket über-
geben wird. 

Sofern Sie nicht ohnehin nach Auf-
wand abrechnen und Ihre Arbeitszeit mo-
natlich in Rechnung stellen, sollten Sie 
eine ähnliche für beide Seiten faire Lösung 
finden. Schlagen Sie Ihrem Auftraggeber 
zum Beispiel vor, je ein Drittel des verein-
barten Honorars 

	� bei Auftragserteilung oder Vertragsab-
schluss, 

	� bei Fertigstellung oder Lieferung und 
	� bei Schlussabnahme der Leistung 

in Rechnung zu stellen. So können Sie als 
Auftraggeber selbst bei komplizierten 
Dienstleistungen, zum Beispiel der Erstel-
lung einer Software oder der Einrichtung 
eines Netzwerks in Ihrem Redaktionsbüro, 
einen Teil der Zahlung als Druckmittel zu-
rückhalten, bis die vollständige Leistung er-
bracht ist. Andererseits kann der Auftrag-
nehmer seine Kosten zumindest teilweise 
decken, auch wenn noch Nachbesserun-
gen erforderlich sein sollten. Wenn Liefe-
rung und Schlussabnahme zusammenfal-
len, kann das zweite Drittel der Zahlung 
auch fällig werden, wenn ein anderer Mei-
lenstein erreicht ist – abhängig davon, wie 
Sie es vereinbart haben. 

Machen Sie von Vorkasse und Anzah-
lungen immer dann Gebrauch, wenn es um 
größere Beträge geht, deren Ausfall Sie nicht 

Wer bei der Rechnungsstellung 
Skonto anbietet, kann unter Um-
ständen schneller mit seinem Geld 
rechnen. Buchhaltungen großer 
Unternehmen sind in der Regel 
verpflichtet, Skontogewährungen 
bevorzugt abzuwickeln 
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Rechnung, Anzahlung  
oder Vorkasse?
Wie komme ich als Journalist an mein Geld?
von Walther Bruckschen

Wer als Journalist oder PR-Bera-
ter gute Arbeit leistet, möchte 
auch zeitnah das vereinbarte 
Honorar dafür erhalten. Leider 
kommt es immer wieder vor, dass 
Auftraggeber Medienschaffende 
sehr lange warten lassen – oder 
im schlimmsten Fall gar nicht 
zahlen. Welche Möglichkeiten hat 
der Freelancer, für eine stets aus-
reichende Liquidität zu sorgen?
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sen Weg zudem unabhängig von der Be-
tragshöhe bei Neukunden, deren Zahlungs-
fähigkeit Sie noch nicht einschätzen können. 
Auch in anderen Fällen kann es im Hinblick 
auf Ihre Liquidität nicht schaden, wenn Sie 
zumindest einen Teil der Zahlung schon zu 
einem früheren Zeitpunkt erhalten. 

Monatliche Abrechnung ist sinnvoll
Sollte Ihre Dienstleistung in einer längerfris-
tigen Betreuung eines Kunden bestehen, 
empfiehlt es sich, monatlich abzurechnen 
(entweder nach Aufwand oder durch Ver-
einbarung einer fixen Monatspauschale). 
Geben Sie in Ihren Rechnungen immer ein 
Zahlungsziel an, also beispielsweise „inner-
halb von 14 Tagen“. Gerade bei größeren 
Unternehmen (für die Sie beispielsweise 
mit Kommunikationsdienstleistungen tätig 
sind) hat es sich in der Vergangenheit ein-
gebürgert, Dienstleister bis zu drei Monate 
oder länger warten zu lassen – nach der 
Devise „kein Kredit ist günstiger als der Lie-
ferantenkredit“. Der Lieferant sind in diesem 
Falle Sie – und große Unternehmen gehen 
davon aus, dass Sie Ihre rechtlichen Mög-
lichkeiten (z. B. Verzugszinsen) nicht geltend 
machen.

Erfolg mit Skonti
Unter Umständen können Sie solchen Ge-
pflogenheiten ein Schnippchen schlagen: 
Gewähren Sie dem Auftraggeber Skonto! 
Viele Buchhaltungen sind angewiesen, 
Skonti zu nutzen, da diese im Regelfall 

mehr einbringen als Guthabenzinsen. Da-
bei müssen Sie zwar auf einen kleinen Teil 
Ihres Honorars (im Regelfall werden drei 
Prozent Skonto gewährt) verzichten – aber 
Sie sind schneller liquide, weil der Auftrag-
geber Skonto nur in dem von Ihnen ge-
nannten Zeitraum (z. B. ein oder zwei Wo-
chen) nutzen kann.

Sollte alles nichts helfen, sparen Sie sich 
den Mahnbescheid (der zwar schnell und 
online beantragt werden kann, aber im 

Zweifel die Zahlung nur weiter herauszö-
gert), nutzen Sie ggf. eine Beratung der Ver-
braucherverbände und klagen Sie das Geld 
ein. Aber seien Sie sich darüber bewusst, 
dass dies Ihrer Beziehung zum Kunden –  
sofern Sie ihn behalten wollen – eher ab-
träglich ist.�

Walther Bruckschen (Jahrgang 1961), 
Diplom-Kaufmann und Unternehmensbe-
rater, besitzt langjährige Erfahrungen als 
Chefredakteur von Fachzeitschriften und 
ist als freiberuflicher Journalist, Agentur-
gründer und Geschäftsführer sowie PR- 
und Marketingberater tätig. Als Q-plus-
zertifizierter Gründungsberater ist er in der 
Beraterbörse der KfW gelistet und hat sich 
auf Gründer- und Führungskräftecoaching 
in der Medienbranche spezialisiert. 
Er betreut seit Januar 2013 federführend 
die Existenzgründungsberatung des 
Journalistenzentrum Deutschland.

Auch bei Vertragsabschluss kann schon ein Teilbetrag fließen: Vorkasse ist in  
vielen Bereichen des Handels und des Handwerks üblich. Warum nicht auch bei 
Dienstleistungen?

In Verträgen empfiehlt es sich, die Honorarzahlung genau festzulegen und die  
Zeitpunkte der Zahlungen beispielsweise an bestimmte Erfolgs- bzw. Abschnitts-
punkte zu koppeln 
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I m Rahmen einer Betriebsprüfung 
führen fehlerhafte Eingangsrech-
nungen oft zu Vorsteuerabzugspro-

blemen, weil die Finanzverwaltung hier 
sehr genau ist. Aufgrund der zahlreichen 
formellen Vorgaben, die das Umsatzsteuer-
gesetz an eine Eingangsrechnung stellt, ist 
es ratsam, die Rechnungen zu prüfen, um 
den Vorsteuerabzug nicht zu gefährden.

Anspruch genommen werden kann und 
deshalb keine Nachzahlungszinsen zu ent-
richten sind.

Inzwischen hat die Finanzverwaltung 
intern verfügt, dass die Rechtsprechung zu-
mindest bei kleineren Rechnungsmängeln 
anzuwenden ist. Ob die Finanzämter künf-
tig auch eine rückwirkende Korrektur bei 
massiven Rechnungsmängeln (z. B. falscher 
Adressat, fehlende Leistungsbeschreibung) 
steuerlich anerkennen, muss noch abge-
wartet werden.

Kleinbetragsrechnungen  
meist unproblematisch

Wer eine Kleinbetragsrechnung erhält 
(Rechnungsbetrag brutto maximal 150 €), 
hat meist keine Vorsteuerabzugsprobleme, 

Doch auch bei größter Sorgfalt lässt 
sich nicht immer vermeiden, dass fehler-
hafte Rechnungen gebucht und zum Vor-
steuerabzug verwendet werden. Bei einer 
späteren Beanstandung durch die Betriebs-
prüfung besteht dann grundsätzlich die 
Möglichkeit, fehlende oder fehlerhafte An-
gaben auf dem Abrechnungspapier durch 
den Rechnungssteller (nachträglich) korri-
gieren zu lassen, sofern dieser noch existiert 
und dazu bereit ist.

Nach neuester Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs und des Bundes-
finanzhofs ist auch eine sogenannte rück-
wirkende Rechnungskorrektur möglich, 
die dazu führt, dass der Vorsteuerabzug 
doch noch für das Jahr des Zugangs der ur-
sprünglichen (fehlerhaften) Rechnung in 

Neue Grenze für 
Kleinbetragsrechnungen
von Gabriele Krink
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Vorsteuerabzug

Für die Journalisten, die ihre  
Vorsteuern nicht pauschal be-
rücksichtigen (siehe Heft, 
1/2017, Seite 25), ist die An
hebung der Grenze für Klein
betragsrechnungen eine große 
Erleichterung.
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weil die Rechnungsanforderungen insoweit 
stark reduziert sind. Hier genügt es, wenn 
die Rechnungen Name und Anschrift des 
Ausstellers enthalten, das Rechnungsdatum, 
Menge und Bezeichnung der Leistung, den 
Bruttobetrag und den maßgebenden Steu-
ersatz.

In der Regel erfüllen bereits einfache 
Kassenzettel oder Tankquittungen diese 
Anforderungen.

Bürokratieentlastung
Der Bundesrat hat am 12. Mai 2017 dem 
„Zweiten Bürokratieentlastungsgesetz“ zu-
gestimmt und damit die Anhebung der 
Grenze für Kleinbetragsrechnungen auf 

sondere ist eine falsche Bezeichnung des 
Leistungsempfängers aus Sicht der Finanz-
verwaltung kritisch. Dies führt zu dem para-
doxen Ergebnis, dass die fehlende Bezeich-
nung des Rechnungsempfängers (leeres 
Adressfeld) kein Problem ist, weil diese An-
gabe nicht erforderlich ist, eine falsche oder 
unvollständige Bezeichnung aber zur Ver-
sagung des Vorsteuerabzugs führen.

Das Problem stellt sich insbesondere 
bei handgeschriebenen Quittungen, die 
erfahrungsgemäß oft etwas „lax“ ausge-
stellt werden.�

250 € beschlossen. Dies führt zu einer deut-
lichen Vereinfachung für die Unternehmen, 
da nunmehr alle Rechnungen mit einem 
Bruttobetrag von maximal 250 € den ver-
einfachten Anforderungen unterliegen. Ur-
sprünglich war lediglich eine Anhebung 
auf 200 € vorgesehen.

Obwohl das Gesetz erst im Mai 2017 
verabschiedet wurde, gilt die Anhebung 
der Wertgrenze bereits rückwirkend zum 
1. Januar 2017.

Vorsicht!
Es ist nach wie vor zu beachten, dass Klein-
betragsrechnungen grundsätzlich keine fal-
schen Angaben enthalten dürfen, insbe-

Bei der Vorsteueranmeldung müssen auch Kleinunternehmer und Freiberufler auf 
die korrekte Rechnungsstellung achten 

Eine Ausnahme bilden die sogenannten Kleinbetragsrechnungen. Bis zu einem Bruttobetrag von 250 Euro unterliegen  
sie weniger detaillierten Anforderungen 
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Dipl.-Kffr. Gabriele Krink ist seit 
langem als Steuerberaterin etabliert.  
Die Tätigkeits- und Interessenschwer
punkte ihrer Kanzlei liegen u. a. auf der 
Betreuung von freien Berufen und dem 
engagierten Beistand für fest angestellte 
Journalisten & Kommunikationsfachleute. 
Sie leitet federführend das Team, welches 
den Mitgliedern von DPV und bdfj im 
Rahmen der kostenfreien Steuerberatung 
kompetent zur Seite steht.

35Journalistenblatt 3|2017



Alle Ausgaben gedeckt?
Von Petra Sorge 

Der Heimatredaktion entfliehen, in fernen Ländern recherchieren: Wer träumt nicht davon?  
Aber wie kommt man als freier Journalist ins Ausland – in Zeiten immer knapperer Reisebudgets?  
Es gilt, kreativ zu sein und um die Ecke zu denken und sich nicht kaufen zu lassen.

E s ist paradox: Es gibt zwar immer 
mehr Journalisten – sie sollen twit-
tern, Facebook bedienen und 

Agenturschnipsel verbauen –, aber immer 
weniger Auslandsreporter. Fast alle Redakti-
onen haben an ihrem Korrespondentennetz 
gespart. Das ZDF-Auslandsjournal wurde um 
eine Viertelstunde gekürzt, Tageszeitungen 
drucken lieber Texte der Deutschen Presse-
Agentur (dpa), Poolkorrespondenten werden 
fallen gelassen. Besonders hart trifft es die 
Afrika-Berichterstattung: Leitmedien wie FAZ 
und SZ haben ihr Personal reduziert, Die Zeit 
und der Springer-Auslandsdienst schlossen 
ihre Büros ganz. In den vergangenen Jahren 
wurde jede fünfte Korrespondentenstelle in 
Afrika gestrichen, warnte der Leipziger Medi-
enforscher Lutz Mükke schon 2009 in einem 
Beitrag für Aus Politik und Zeitgeschichte1. 

Die Situation ist dramatisch für das Publi-
kum – aber eine Chance für freie Journalisten. 
Es gibt einen enormen Bedarf an Auslandsre-
portagen, zumal in einer Welt, die sich immer 
mehr digital vernetzt und in der kaum ein 
Produkt existiert, dessen Bauteile nicht aus 
verschiedenen Ländern kommen.

Aber wie kommt man als freier Journalist 
in fremde Länder? 

Mit Stipendien ins Ausland
Ein sehr guter Weg sind Stipendienpro-
gramme. Junge Autoren zwischen 20 und 
35 Jahren können sich für die Internationa-
len Journalisten-Programme (IJP) bewerben. 
Jährlich arbeiten so bis zu 120 Teilnehmer 
für zwei Monate in einer ausländischen Re-
daktion – in den USA, Großbritannien, La-
teinamerika, Afrika, Ost- und Nordeuropa, der 
Türkei, Hongkong, Taiwan, weltweit mehr als 
40 Staaten. Die Stipendien sind mit 2 500 bis 
5 000 Euro dotiert. 

Einladung zur Pressereise
Einen solchen Rechercheantrag zu schrei-
ben ist allerdings aufwändig und dauert 
manchmal Wochen, zumal man sich vorab 
die Unterstützung einer Redaktion sichern 
muss. Und dann ist unsicher, ob das einge-
reichte Projekt tatsächlich gewinnt. Deswe-
gen ist der Reiz hoch, Einladungen für Pres-
sereisen anzunehmen – ein anderer Weg, ins 
Ausland zu kommen.

Ich erhielt eine solche Einladung via 
E-Mail im Herbst 2014, keine zwei Monate 
nach Ende des dritten Gaza-Krieges: Ob ich 
nach Israel fliegen möchte? In der EU wur-
den gerade Sanktionen gegen Produkte aus 
den israelischen Siedlungen erwogen. 

Eingeladen hatte die Europe Israel Press 
Association (EIPA). Das ist eine Lobbyorga-
nisation mit Sitz in Brüssel, die sich vor al-
lem über private Spenden finanziert. Der 
Mail war ein umfassendes Programm bei-
gefügt – Reisen nach Tel Aviv, Jerusalem, zu 
einem Kibbuz in der Nähe des Gazastreifens 
und auf die Golanhöhen. Unterkunft in ei-
nem Fünfsternehotel – Gespräche mit Pa-
lästinensern: Fehlanzeige. 

Dazu der Satz: „Wir möchten darauf hin-
weisen, dass alle Ausgaben (Flug und Unter-
kunft in Israel) gedeckt werden.“ Ich hatte 
ein schlechtes Gewissen. Darf man eine sol-
che Einladung annehmen?

Luxusreise gegen Jubelberichte
Ich erinnerte mich an den Skandal um Thys-
senKrupp-Luxusreisen. Der Konzern hatte 
zahlreiche Journalisten fünf Tage, First Class, 
nach China geflogen. Geschätzte Kosten pro 
Person: 15 000 Euro. Für ThyssenKrupp rech-
nete sich das trotzdem: Die Journalisten, dar-
unter ein Redakteur der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung, schrieben hinterher gefällige 

Ein dreimonatiges Auslandsstipendium bie-
tet die Robert Bosch Stiftung mit dem Pro-
gramm „Medienbotschafter Indien-Deutsch-
land“, an dem ich im Herbst 2016 selbst 
teilnahm. Es beinhaltet eine Lehrphase, in 
der man an einer örtlichen Medienakade-
mie Vorträge zu Indiens Politik, Kultur und 
Religion hört, und eine Arbeitsphase in einer 
Redaktion vor Ort. Die Robert Bosch Stiftung 
zahlt für die drei Monate 4 050 Euro.

Gegen die Klischees
Die Stifter kümmern sich um die Akkreditie-
rung im Land und vermitteln häufig auch 
Interviews vor Ort. Sie wollen Recherchen 
fördern, die in deutschen Medien unterbe-
richtet sind und die das Bild des Ziellandes 
verbessern. Das erschwert für Freie allerdings 
manchmal den Verkauf, denn deutsche Re-
daktionen und Leser lieben Klischee-The-
men. Wer sich für das Indienprogramm der 
Bosch Stiftung interessiert, sollte sich aber 
besser nicht mit dem Thema Vergewaltigung 
bewerben. 

Wer nicht mit einem vorgegebenen Pro-
gramm ins Ausland gehen möchte, kann sich 
auch auf ein Recherchestipendium bewer-
ben. Zu nennen wäre das n-ost-Programm 
n-vestigate2 für die Länder Armenien, Geor-
gien, Moldawien, Ukraine oder die Stipendien 
des netzwerks recherche3 und der Otto Bren-
ner Stiftung4. Team-Bewerbungen lohnen 
sich beim European Journalism Centre, das 
jährlich bei journalismgrants.org Recherchen 
zu Gesundheitsthemen in Entwicklungslän-
dern mit 10 000 Euro unterstützt. Das Karto-
graphen – Mercator Stipendienprogramm für 
JournalistInnen gibt für Qualitätsrecherchen 
sogar bis zu 28 000 Euro pro Team. Aktuelle 
Ausschreibungen für Stipendien finden sich 
unter newsroom.de/journalistenpreise.

Pressereisen 
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Artikel, wie Die Welt 2012 enthüllte5. Ein Hin-
weis, wer die Reise bezahlt hatte, fand sich 
unter dem Text nicht.
Dabei heißt es im Pressekodex, Richtlinie 
15.1.: „Wenn Journalisten über Pressereisen 
berichten, zu denen sie eingeladen wurden, 
machen sie diese Finanzierung kenntlich.“

Dieser Satz war die Antwort auf die 
Frage, ob ich nach Israel reisen dürfe: Ja. Mit 
einem Aber: Ich muss transparent sein. Also 
erwähnte ich in meinem Text die Einladung 
und die Lobbyorganisation.

Später fand ich heraus, dass die Bundes-
zentrale für politische Bildung regelmäßig 
Touren nach Israel anbietet – unter bpb.de/
die-bpb/studienreise. Anders als die Reise, 
die ich mit EIPA angetreten bin, ist dieses 
Programm ausgewogen. So gibt es auch Ge-
spräche mit palästinensischen Partnern.

Trotzdem war meine Israel-Reise nicht 
umsonst, denn Thema meines späteren Tex-
tes war auch das Phänomen „Pressereise“ an 
sich. Selbst die ARD hatte einen Nahost-Re-
porter zu einer Reise nach Syrien geschickt, 
zu der Baschar al-Assad eingeladen hatte. Im 
Bericht wurde dann klar, dass es sich um eine 
Propagandamaßnahme des Diktators han-
delte. Das war eine echte Nachricht, die das 
Publikum nie gesehen hätte, wenn der Kor-
respondent nicht mitgefahren wäre.

Auf eigene Faust
Der beste, weil unabhängigste Weg ins Aus-
land ist aber noch immer der selbst organi-
sierte Trip. 

Für die vermeintliche Flexibilität und Frei-
heit als Journalist im Ausland gibt es allerdings 
Hürden. Die wichtigste ist der Zugang – in 
vielen Ländern braucht man eine Akkreditie-
rung, um als Pressevertreter arbeiten oder um 
Polizisten, Beamte und Minister interviewen 
zu können. In Diktaturen oder defekten De-
mokratien werden solche Journalisten-Visa 
häufig nach Gutdünken vergeben: So verwei-
gerte die Türkei im Frühjahr 2016 mehreren 
westlichen Korrespondenten die Akkreditie-

moldawischen Journalisten engagiert. Der 
Kollege war auch Mitautor meines späteren 
Beitrags. In Berg-Karabach mietete ich einen 
Fahrer und ein Taxi und nahm noch ein ös-
terreichisches Touristenpärchen mit, um kei-
nen Verdacht zu erregen. 

In manchen Schwellen- und Entwick-
lungsländern muss man zudem in Überset-
zer investieren. In Indien gibt es Hunderte 
Sprachen; die wenigsten Dorfbewohner ver-
stehen Englisch.

Nur selten übernehmen Redaktionen 
diese Extra-Ausgaben. Eine Recherche sollte 
daher idealerweise mehrfach verwertet wer-
den – für Print, Online und Rundfunk, in ver-
schiedenen Sprachen, in Massen- und Ni-
schenmedien.

Schließlich sollte man gezielt eine Markt-
lücke bedienen. Auslandsreportagen lohnen 
dort, wo es nicht gerade von Korresponden-
ten wimmelt. Als ich 2010 eine Zeitlang in 
Priština lebte, war ich die einzige deutsche 
Journalistin vor Ort, die über die Abschie-
bungen von Roma in den Kosovo berich-
tete. Alle anderen Kollegen saßen in Belgrad.

Man kann aber auch dann erfolgreich 
sein, wenn bestimmte Länder wegen eines 
Großereignisses im Fokus stehen, etwa Bra-
silien während der Olympischen Spiele und 
der Fußball-WM. Da sollte man allerdings 
nicht gerade Sportjournalist sein. Denn die 
wurden bereits von den Redaktionen einge-
flogen und „abgeworfen“ – ein Prinzip, das 
die Medienwissenschaft als „parachute jour-
nalism“ (Fallschirmjournalismus) bezeichnet. 
Kollegen, die in Brasilien vernetzt waren und 
Geschichten fernab von Sport anboten, hat-
ten dagegen guten Absatz.�

rung. Spiegel-Korrespondent Hasnain Kazim 
ging daraufhin nach Wien, FAZ-Istanbul-Kol-
lege Michael Martens nach Griechenland. De-
niz Yücel blieb, er brauchte kein Visum. Seine 
türkische Staatsbürgerschaft wurde ihm je-
doch zum Verhängnis. Seit Ende Februar sitzt 
der Welt-Korrespondent im Gefängnis Silivri 
westlich von Istanbul.

Wer frei arbeitet und nicht so prominent 
ist, kann auch unterhalb des Radars arbei-
ten – mit einem Touristenvisum. Das habe 
ich etwa in Ländern wie Burkina Faso, Ar-
menien oder Kasachstan probiert. Ich sprach 
nur mit Einheimischen. Anfragen an Behör-
den stellte ich dann später, von Deutschland 
aus, per Mail oder Telefon. 

Die Krux mit der Akkreditierung
Ohne Akkreditierung in einer Diktatur zu re-
cherchieren ist riskant. 2010 gerieten so zwei 
BILD-Reporter unter die Räder des iranischen 
Regimes. Sie waren als Touristen eingereist 
und hatten den Sohn einer zum Tode ver-
urteilten Ehebrecherin interviewt. Einer der 
beiden Journalisten, Marcus Hellwig, berich-
tete später von seiner Haft: 132 Tage Isola-
tion, Folter und Psychoterror.

Je riskanter das Land, desto mehr Geld 
sollte man in die eigene Sicherheit inves-
tieren. Als ich etwa für Cicero nach Trans-
nistrien reiste, um über den eingefrorenen 
Konflikt dort zu berichten, habe ich einen 

1	� www.bpb.de/apuz/31796/allein-auf-weiter-flur- 
korrespondenten-in-afrika?p=all

2	� www.n-ost.org/news/217-call-for-applications- 
n-vestigate

3	� https://netzwerkrecherche.org/stipendien- 
preise/recherche-stipendien

4	� www.otto-brenner-preis.de
5	� www.welt.de/wirtschaft/article110891981/ 

Luxusreisen-des-Thyssen-Managers-auf- 
Firmenkosten.html
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Auch die Journalistenverbände DPV 
und bdfj organisieren regelmäßig 
außergewöhnliche Pressereisen,  
welche die Unabhängigkeit der 
Journalisten gewährleisten. Infor
mationen finden Sie dann unter  
www.pressereisen.org. Zusätzlich 
unterstützen die Berufsorganisa
tionen beispielsweise das beschrie-
bene n-ost-Programm durch ihre 
Mitgliedschaft.
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August 2017
Printausgaben des Medienmagazins  
journalistenblatt für Hochschulen und an-
dere Bildungsstätten kostenfrei beziehbar

Das Medienmagazin journalistenblatt ist mit 
seiner Vielfalt an medienrelevanten Themen und 
im 12. Jahr des Erscheinens längst eine etablierte 
Größe. Ein Gros der Artikel erfreut sich über ei-
nen längeren Zeitraum einer Aktualität, wel-
che der Öffentlichkeit im Online-Archiv unter  
www.journalistenblatt.de zur Verfügung steht. 
Mitglieder von DPV und bdfj haben jetzt außer-
dem die Möglichkeit, die Printausgaben nicht 
vergriffener Ausgaben kostenfrei nach Hause 
zu bestellen. Gleichzeitig bieten wir Hochschu-
len und anderen Bildungsstätten für Journalisten 
ebenso wie berufsbezogenen Veranstaltern an, 
eine kostenlose Auswahl des Magazins für Me-
dienmacher anzufordern.

Juli 2017
Routinemäßige Überprüfung der 
journalistischen Tätigkeit gestartet

DPV und bdfj haben die routinemäßige 
Überprüfung der haupt- (DPV) bzw. zweitbe-
ruflich (bdfj) journalistischen Tätigkeit eingelei-
tet. Denn Journalisten brauchen für ihre tägliche 
Arbeit einen Presseausweis, der nach nachvoll-
ziehbaren Kriterien ausgestellt wird. Als Bericht-
erstatter erfüllen sie eine wichtige gesellschafts-
politische Funktion. So haben sie Sachverhalte 
oder Vorgänge öffentlich zu machen, deren 
Kenntnis für die Gesellschaft von allgemeiner, 
politischer, wirtschaftlicher oder kultureller Be-
deutung ist. Durch ein umfassendes Informati-
onsangebot in allen publizistischen Medien soll-
ten Journalisten die Grundlage dafür schaffen, 
dass jeder Bürger die in der Gesellschaft wirken-
den Kräfte erkennen und am Prozess der politi-
schen Meinungs- und Willensbildung teilneh-
men kann. Dies sind Voraussetzungen für das 
Funktionieren des demokratischen Staates. Mit-
glied in DPV oder bdfj kann deshalb nur werden, 
wer seine Profession als Journalist nachweist. Die 
Mitgliedschaft ist ein Erkennungsmerkmal für 
professionelle Medienmacher.

Juni 2017
Engagement für journalistische Interessen 
auf Wirtschaftstag

Unter Beteiligung der Bundeskanzlerin fin-
det in Berlin der Wirtschaftstag 2017 statt. Vertre-
ter des Journalistenzentrum Deutschland stehen 
als geladene Gäste im Austausch mit Politik und 
Wirtschaft, um die Interessen von Medienschaf-
fenden in die zahlreichen Diskussionen einzu-
bringen. Der Wirtschaftstag gilt Jahr für Jahr als 
eines der hochkarätigsten Foren für die Begeg-
nung und den Austausch von Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft zu aktuellen wirtschaftspoli-

tischen Themen. Ganz bewusst stellt die Veran-
staltung deshalb wichtige Zukunftsthemen, die 
über die künftige Wettbewerbsfähigkeit ent-
scheiden, in den Fokus.

Journalistenzentrum Deutschland arbeitet 
an Recherche über Schadenersatz wegen 
Rufschädigung

Die Journalistenverbände DPV und bdfj un-
terstützen eine internationale Organisation, um 
die Höhe der durchschnittlichen Summen in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu erfas-
sen und zu vergleichen. Es geht dabei um eine 
Recherche über den Schadenersatz gegen Me-
dien wegen Rufschädigung im Bereich übler 
Nachrede und Verleumdung. Unterstützt wer-
den die Berufsorganisationen dabei von der re-
nommierten Kanzlei Harmsen Utescher, mit wel-
cher das Journalistenzentrum Deutschland im 
Bereich Medienrecht regelmäßig zusammenar-
beitet. DPV und Harmsen Utescher engagieren 
sich außerdem als jeweilige Mitglieder der Deut-
schen Vereinigung für gewerblichen Rechts-
schutz und Urheberrecht (GRUR).

Mai 2017
DPV und bdfj unterstützen Weltkongress 
des International Press Institute (IPI)

In Hamburg treffen sich über 300 führende 
Journalisten und Verleger, um über Veränderun-
gen zu diskutieren, denen der Qualitätsjourna-
lismus gegenüber steht. Von Beeinflussungs-
versuchen durch politische Propaganda bis zu 
repressiven Gesetzen wider der Meinungsfrei-
heit, von der Vertrauenskrise in die Medien bis 
zu dem hohen ökonomischen Druck auf die Me-
dien werden Lösungswege besprochen und auf-
gezeigt. Kongressbegleitend nehmen Vertreter 
des Journalistenzentrum Deutschland an der 
IPI-Versammlung teil, um Vorstandsmitglieder 
neu zu wählen und Maßnahmen zur Sicherung 
der Presse- und Meinungsfreiheit zu beschlie-
ßen. Das Medienmagazin journalistenblatt be-
findet sich exklusiv in den Veranstaltungsunter-
lagen. Im Rahmen einer Podiumsveranstaltung 
auf dem mit unserer Unterstützung veranstalte-
ten Weltkongress führte ein Vertreter der Journa-
listenverbände DPV & bdfj eine Kontroverse mit 
dem leitenden EU-Vertreter Paul Nemitz (Prin-
ciple Advisor to the Director General for Justice 
and Consumer Protection by the European Com-
mission) zum Thema Netzdurchsetzungsgesetz, 
gegen das sich zahlreiche weitere Institutionen 
gemeinsam mit uns engagieren.

DPV/bdfj-Vertreter wiedergewählt für 
Vorstand IPI Deutsches Komitee

Auf der Versammlung des Deutschen Ko-
mitees der ältesten Organisation im Engage-
ment für die Pressefreiheit in den Räumlichkei-

Engagement – RückBLENDE
ten des Norddeutschen Rundfunks (NDR) wurde 
ein Vertreter des Journalistenzentrum Deutsch-
land für weitere zwei Jahre in den dreiköpfigen 
Vorstand gewählt. Das nationale Komitee des In-
ternational Press Institute (IPI) entschied gleich-
zeitig über künftige Maßnahmen zur Wahrung 
der Pressefreiheit in Deutschland und weltweit. 
Besonders gewürdigt wurde die Arbeit von Prof. 
Dr. Karl-Eugen Eberle, welcher im Rahmen seines 
langjährigen Engagements auch die Finanzie-
rung des diesjährigen Weltkongresses in Ham-
burg wesentlich initiiert hat.

Netzwerkdurchsetzungsgesetz:  
Breites Bündnis wendet sich mit Appell  
an Fraktionen, Rechtsausschuss und  
EU-Kommission

In diesem Monat brachte eine breite Allianz 
von Wirtschaftsverbänden, netzpolitischen Ver-
einen, Bürgerrechtsorganisationen und Rechts-
experten mit einer Deklaration für Meinungs-
freiheit (deklaration-fuer-meinungsfreiheit.
de) ihre Sorge um die Auswirkungen des vom 
Bundeskabinett verabschiedeten Netzwerk-
durchsetzungsgesetzes zum Ausdruck. Der 
DPV Deutscher Presse Verband hat die Deklara-
tion stellvertretend für das Journalistenzentrum 
Deutschland unterzeichnet.  Später wird der Bun-
destag in erster Lesung über den Gesetzentwurf 
beraten. Aus diesem Anlass hat sich die Allianz für 
Meinungsfreiheit schriftlich an die Fraktionsvor-
sitzenden von CDU/CSU und SPD, an die Mitglie-
der des Rechtsausschusses sowie an den Vizeprä-
sidenten der EU-Kommission gewandt. In den 
Schreiben warnen die Bündnispartner erneut vor 
einem gesetzgeberischen Schnellschuss, der die 
Ursachen menschenfeindlicher Hetze gänzlich 
außer Acht lässt und zugleich den offenen Mei-
nungsaustausch im Netz gefährdet. Neben der 
Auslagerung strafrechtlicher Prüfungen auf Un-
ternehmen bemängelt die Allianz des Weiteren 
auch die Unvereinbarkeit des Gesetzes mit dem 
EU- und dem Verfassungsrecht. Abschließend 
appellieren die Bündnispartner an die Parlamen-
tarier, das Gesetzesvorhaben kritisch zu überden-
ken. Zugleich plädieren sie für eine gesamtge-
sellschaftliche Lösung, die von Zivilgesellschaft, 
Internetwirtschaft und Politik in einem struktu-
rierten Prozess gemeinsam erarbeitet wird. 

Aktuelle Hinweise zum Engagement des 
Journalistenzentrum Deutschland finden  
Sie unter www.berufsvertretung.de
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Profitieren Sie von hervorragendem Service, Fachinformationen, 
qualifizierter Beratung, Presseausweis, wirksamem Engagement, 
Medienversorgung und zahlreichen weiteren Leistungen. 

Die Journalistenverbände informieren Sie gerne:

Journalistenzentrum 

Deutschland

Stresemannstr. 375

D-22761 Hamburg

Tel. 040 / 8 99 77 99

info@journalistenverbaende.de
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